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Vorwort 

 
Sehr geehrte Leserin,  

sehr geehrter Leser!  

 

Es freut mich besonders, mit dieser Arbeit das Studium Internationales und Europäisches Wirt-

schaftsrecht abschließen zu dürfen. Dieses Studium hat mich nicht nur fachlich geprägt, sondern 

mich dazu inspiriert über den juristischen Tellerrand, oder anders gesagt über die Staatsgrenzen 

zu blicken, um weitere Ansätze zu verschiedenen Rechtsgebieten kennenzulernen, Unterschiede 

zwischen Jurisdiktionen zu analysieren und deren Hintergründe zu verstehen.  

 

Alle Themengebiete in diesem Studium waren interessant und spannend.  

Es war aber besonders das Internationale Privatrecht, welches mich bereits in der ersten Vorlesung 

inhaltlich fesselte. Daher lag es für mich auf der Hand, mehr über dieses Rechtsgebiet in Erfahrung 

zu bringen, um mein Wissen darin zu vertiefen.   

 

Das Thema Stellvertretung war im Jahr 2017 besonders von der in Kraft getretenen Norm des 

deutschen EGBGB geprägt, welche einen wertvollen Ansatzpunkt für diese Arbeit lieferte. Ich 

konnte mein Wissen mit dieser Master-Thesis nicht nur im Internationalen Privatrecht vertiefen, 

sondern auch eine wichtige Veränderung im deutschen Internationalen Privatrecht mitverfolgen 

und dokumentieren.  

 

Ich darf mich hiermit bei Frau Dr. Stephanie Nitsch, für die Chance diese Arbeit unter Ihrer ex-

zellenten Betreuung geschrieben zu haben, bedanken.   

 

Weiters darf ich meiner Freundin Xenia, meiner Tochter Charlotte sowie meinen Eltern Andrea 

und Franz für die tolle Unterstützung und ihr Verständnis für die unzähligen Abendstunden vor 

Büchern, Zeitschriften und dem Laptop bedanken.  

 
Vielen herzlichen Dank! 

Kevin C. Pletz  

Wien, Graz & Bad St. Leonhard, Österreich 

Mai, 2018  
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1 Einleitung  

 
Wer handelt, handelt für sich selbst.1 

Dieser Satz ist wohl jedem erwachsenen Menschen bekannt und wird einem wohl spätestens im 

Laufe des Erwachsenwerdens durch die eigene Lebenserfahrung nähergebracht.  

 

Aus juristischer Sicht ist dieses Zitat unter dem Gesichtspunkt der Stellvertretung anders zu sehen. 

Die „Vollmacht“, wie die Stellvertretung pauschal und umgangssprachlich genannt wird, ermög-

licht nicht nur ein bestimmtes Rechtsgeschäft für einen anderen zu schließen, sondern kann viel-

mehr dazu bevollmächtigen sämtliche Rechtsgeschäfte innerhalb eines bestimmten oder sogar un-

bestimmten Zeitraums abzuschließen.  

Auch wenn dieser Umstand für eine private Person auf der einen Seite für notwendig erachtet 

werden kann, wie zum Beispiel bei besachwalteten Personen, so kann es auf der anderen Seite ein 

großes Risiko darstellen, wenn der Vertreter die Macht ausnützt um Rechtsgeschäfte zu schließen, 

sofern die Vertretungsmacht mehr zulässt als es der Vertreter dürfen sollte. Aus wirtschaftlicher 

Sicht und besonders für Unternehmen, welche durch eine juristische Person verkörpert werden, ist 

die Stellvertretung nicht nur eine vorteilhafte, sondern eine notwenige Bedingung um den Ge-

schäftsbetrieb überhaupt aufzunehmen und aufrecht erhalten zu können. Schließlich ist eine Ge-

sellschaft eine juristische Person, welche ohne die für sie handelnden natürlichen Personen nicht 

fähig wäre ein Geschäft zu schließen.2 

 

Das erste Kapitel, stellt den Themenblock Stellvertretung in ihren Grundzügen nach dem öster-

reichischen AGBG dar, und soll den Leserinnen und Lesern helfen eine fundierte Wissensbasis 

für die detaillierten weiteren Kapitel aufzubauen.  

 

Dem Titel dieser Thesis folgend, wird der Hauptteil dieser Arbeit durch den Rechtsvergleich des 

Stellvertretungsstatus des Internationalen Privatrechts gebildet. Darin werden die Rechtsordnun-

gen aus Österreich, Deutschland und der Schweiz auf diesem Gebiet vergleichend analysiert. Die 

Unterschiede sind gerade in Hinsicht auf die Folgen von großer Bedeutung. So können verschie-

dene Anknüpfungspunkte in unterschiedlichen Rechtordnungen zur Anwendung verschiedener Ju-

risdiktionen führen, in welchem die Beurteilung der Stellvertretung große Auswirkungen auf die 

Gültigkeit des geschlossenen Geschäfts haben könnte.  

                                                           
1 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 622.  
2 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 636. 
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Österreich und die Schweiz kodifizierten bereits in den 1970er und 1980er Jahren ihr Stellvertre-

tungsstatut in ihren IPRs um die Verweisung auf des eigene oder ein anderes ausländisches Recht 

klar zu regeln. Anders hingegen agierte Deutschland bei diesem Thema, welches bis zuletzt von 

einer Kodifikation einer Kollisionsnorm zur Regelung der Stellvertretung absah und sich der 

Rechtsfortbildung zur Klärung dieser Frage bediente.   

 

Den Grundstein für eine Kodifizierung bzw für die Veränderung im deutschen IPR, dem EGBGB, 

legte ein vorbereitendes Gutachten des deutschen Juristen Andreas Spickhoff. Dieses Gutachten 

ermöglichte die Diskussion zur Schließung der Lücke in Deutschland und zur Angleichung des 

Bestehens eines kodifizierten Stellvertretungsstatus, wie es in ähnlicher Form in Österreich und 

der Schweiz bereits existierte. Diese Diskussion mündete in einen Referentenentwurf, welcher auf 

Grundlage eines Regelungsvorschlages erstellt wurde, und mit 17.06.2017 als neue Kollisi-

onsnorm in umfassender Form durch den Art 8 EGBGB in Kraft getreten ist. 3     

Um auch die in Deutschland stattgefundene Veränderung in dieser Arbeit zu verdeutlichen, wird 

der Weg zur Schließung der Lücke der Rechtsfortbildung zur kodifizierten Norm dargestellt, um 

besonders die Erwägungsgründe für die neue deutsche Norm wiederzugeben. 

 

Diese Thesis reflektiert die aktuelle Situation des Stellvertretungsstatus als Kollisionsnorm in den 

drei Staaten und soll einen interessanten Ansatzpunkt darstellen, Gemeinsamkeiten im Bereich der 

Stellvertretung widerzuspiegeln, Ähnlichkeiten zu analysieren und Unterschiede aufzuzeigen.  

Denn die Vermutung würde naheliegen, dass zumindest die zwei Mitgliedstaaten (Deutschland 

und Österreich) der EU nicht nur große Ähnlichkeiten, sondern Gemeinsamkeiten in Form der 

Regelung des Stellvertretungsstatus aufweisen. Dass dies nicht der Fall ist, wird in Anbetracht der 

geltenden Verordnung, Richtlinien und Übereinkommen klar. Weder Deutschland, Österreich 

noch die Schweiz ratifizierten ein Übereinkommen zur Regelung der Stellvertretung, noch konnte 

sich auf EU-Ebene eine Regelung in verschiedenen Verordnungen durchsetzen.  

 

Obwohl im Bereich der Stellvertretung keine international einheitlichen Regelungen in diesen 

Ländern ratifiziert wurden, darf der Einfluss von diversen europäischen oder internationalen Re-

gelungsentwürfen auf die einzelstaatlichen Regelungen nicht unterschätzt werden. Diese geben 

                                                           
3 Rademacher, Kodifikation des internationalen Stellvertretungsrechts – Zum Referentenentwurf des Bundesminis-
teriums, IPRax 2017, 56 (56). 
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besonders bei der Auslegung im Falle von Unklarheiten nach wie vor notwendige Hilfestellungen 

in allen Jurisdiktionen.   

2 Einführungen in die Grundlagen des österreichischen  
Stellvertretungsrechts  

Diese Einführung in die Grundlagen behandelt das österreichische Stellvertretungsrecht und soll 

dem Leser dieser Thesis einen schnellen und kompakten Ein- und Überblick, in die doch sehr 

komplex wirkende Thematik des Stellvertretungsrechtes, ermöglichen. Zur Erläuterung dieses 

Rechtsgebietes wird, aufgrund der lokalen Nähe, das österreichische ABGB verwendet, in wel-

chem die Stellvertretung in §§ 1002 ff ABGB4 determiniert wurde. 

 

Im täglichen Geschäftsleben spielt die Stellvertretung eine große und nicht mehr weg zu denkende 

Rolle. Man denke dabei an die Verkäuferin im Supermarkt, die den Kunden an der Kasse bedient 

und dabei einen Vertrag über Lebensmittel schließt oder aber auch an den Handelsreisenden eines 

Elektrogeräteherstellers, der für seinen Arbeitgeber Verträge mit Elektrofachmärkten über die Lie-

ferung von Waren schließt. In beiden Fällen ist der Vertragspartner nicht die Verkäuferin oder der 

Handelsreisende, sondern vielmehr der Geschäftsherr oder die juristische Person für den diese 

Personen tätig sind. Es ist dabei unerheblich ob die Vertreter auf selbstständiger oder unselbstän-

diger Basis agieren.  

Im Allgemeinen bietet das Stellvertretungsrecht die Möglichkeit, dass eine Person für eine  

andere, im Sinne eines rechtsgeschäftlichen Handelns, tätig wird. Dabei können grundlegend alle 

Rechtsgeschäfte durch eine andere Person erledigt werden, mit Ausnahme der sogenannten ver-

tretungsfeindlichen höchstpersönlichen Rechtsgeschäfte.5  

 

Die Stellvertretung bildet mindestens ein Dreiecksverhältnis, das auf dem Verhältnis zwischen 

Geschäftsherrn, dem Vertreter und dem Dritte basiert. Der Geschäftsherr ist jene Person, die den 

Vertreter befähigt für ihn ein oder mehrere Geschäfte abzuschließen. Der Vertreter dient als ver-

längerter Arm des Geschäftsherrn, dem es ermöglicht wird, ein Geschäft zwischen dem Geschäfts-

herrn und dem Dritten zu schließen, ohne dass der Geschäftsherr und der Dritte sich jemals gegen-

überstehen müssen.  

                                                           
4 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch BGBl 1811/946 idGF. 
5 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5 (2016), 120; 5 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 
625. 
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Der Dritte ist bzw soll der Vertragspartner des Geschäftsherrn werden, wobei die erforderlichen 

Handlungen für das Zustandekommen des Vertrages grundsätzlich vom Dritten und dem Vertreter 

gesetzt werden.  

 

Grundsätzlich kennt das österreichische Recht zwei Arten der Stellvertretung und unterteilt diese 

in die direkte und die indirekte Stellvertretung.6  

2.1 Indirekte Stellvertretung 

Bei der indirekten Stellvertretung handelt ein Vertreter im ersten Schritt für sich selbst und wendet 

das Ergebnis seiner Tätigkeit in einem nächsten Schritt dem Geschäftsherrn zu. Bei dieser Abfolge 

werden zwei hintereinander geschaltete Verträge geschlossen, die völlig unabhängig voneinander 

sind.7 Im Konkreten schließt der Vertreter zuerst einen Vertrag mit dem Dritten z.B. über den Kauf 

einer Uhr. Folgend verkauft er diese Uhr, mittels eines neuen Kaufvertrags an den Geschäftsherrn. 

Vor dem Verkauf an den Geschäftsherrn war der Vertreter – da er in seinem eigenen Namen ge-

handelt hat – auch Eigentümer der Uhr, was einen wesentlichen Unterschied zur direkten Stellver-

tretung darstellt.8 Aufgrund dieser Konstellation von zwei verschiedenen Verträgen, bildet die in-

direkte Stellvertretung nur sehr selten Probleme welche sich direkt auf das Stellvertretungsrecht 

beziehen.  

2.2 Direkte Stellvertretung 

Die direkte Stellvertretung – welche die für diese Thesis relevante Art der Stellvertretung darstellt 

– berechtig und verpflichtet nicht wie bei der indirekten Stellvertretung den Vertreter, sondern 

direkt die vertretene Person9, durch das Handeln des Vertreters. Es ist das rechtsgeschäftliche Han-

deln für eine andere Person, in dessen Namen, um ein Rechtsverhältnis zwischen der anderen Per-

son (Geschäftsherr) und einem Dritten zu begründen.  ZB möchte ein Vertreter eine Uhr kaufen 

und legt dem Verkäufer vor dem Geschäftsabschluss eine Vollmacht vor. In dieser Vollmacht 

steht, dass der Vertreter berechtigt ist eine Uhr für den Geschäftsherrn zu kaufen. Geht der Ver-

käufer dieses Geschäft ein, wird nicht der Vertreter Käufer und Vertragspartner der Uhr, sondern 

der Geschäftsherr, obwohl dieser niemals das Uhrengeschäft betreten hat.10  

   

                                                           
6 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 624. 
7 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5, 119.  
8 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 623. 
9 In Folge Geschäftsherr genannt. 
10 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 624. 
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Im Rahmen der direkten Stellvertretung wird des Weiteren in drei verschiedene Arten unterschie-

den: Diese Unterteilung in gesetzliche, organschaftliche und rechtsgeschäftliche Vertretungsmacht 

wird im Folgenden näher beschrieben.11 

2.2.1. Gesetzliche Stellvertretung 

Bestimmten Personen wird bereits kraft Gesetzes eine Vertretungsmacht eingeräumt.12 Dies kann 

zum Beispiel bei Minderjährigen der Fall sein, wo die gesetzliche Stellvertretung einen Teil der 

Obsorge bildet, der prinzipiell jedem Elternteil zukommt.13 Angemerkt werden soll auch, dass 

nicht bloß Minderjährige aufgrund der gesetzlichen Stellvertretung, durch die Vertretungsmacht 

einer andere Person gebunden werden können,  sondern auch ein Erwachsener im Falle einer kör-

perlichen und/oder geistigen Behinderung besachwaltet werden kann. Hierbei ist es einem Sach-

walter möglich, im Rahmen des zugelassenen Wirkungskreises für eine volljährige Person Ge-

schäfte durchzuführen bzw abzuschließen.14 

 

Die Voraussetzung für diese Art der Stellvertretung liegt auf der Grundlage des Gesetzes und be-

darf keiner weiteren Einigung zwischen dem Geschäftsherrn und dem Vertreter.  

 

Da die gesetzliche Stellvertretung aus kollisionsrechtlicher Sicht in dieser Thesis nicht weiter be-

handelt wird, ist auf die einschlägige Literatur für detaillierte Informationen zu verwiesen.  

2.2.2. Organschaftliche Vertretung 

Anders als eine natürliche nicht-geschäftsfähige Person, die zwar ein Geschäft besorgen kann aber 

nicht darf, ist die juristische Person ohne einen Vertreter handlungsunfähig.15 Um diese Hand-

lungsfähigkeit herzustellen, wird in der Satzung der juristischen Person –zB im Gesellschaftsver-

trag einer GmbH – determiniert, wer und in welchem Umfang als Geschäftsführer oder Vorstand 

die juristische Person tätig sein darf. Im Falle von mehreren Geschäftsführern kann auch festgelegt 

werden, ob diese nur gemeinsam oder jeder für sich alleine die juristische Person vertreten dür-

fen.16 

 

                                                           
11 P. Bydlinski, Grundzüge des Privatrechts9 (2015) Rz 239. 
12 P. Bydlinski, Grundzüge des Privatrechts9 Rz 239; 12 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 632. 
13 Zankl, Bürgerliches Recht8 (2017) Rz 22. 
14 Zankl, Bürgerliches Recht8  Rz 26c; sinngemäß 14 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 633. 
15 15 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 636. 
16 P. Bydlinski, Grundzüge des Privatrechts9 Rz 240.  
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Die Voraussetzung und die Grundlage für eine Vertretung juristischer Personen liegen auf der 

errichteten Satzung und der Eintragung in das Firmenbuch. 

2.2.3. Rechtsgeschäftliche Vertretung  

Bei der rechtsgeschäftlichen Vertretung handelt es sich um eine Bevollmächtigung durch jene Per-

sonen welche als handlungsfähig bezeichnet werden. Zur Illustration wird hier das viel zitierte 

Beispiel17 gewählt, dass ein Produzent von Backwaren (Einzelunternehmer) mit mehreren Ver-

kaufsstandorten jemanden benötigt, der seine Kunden bedient und dabei Verträge abschließt, da 

der Produzent als Person selbst nicht an allen Standorten gleichzeitig vor Ort sein kann. Es handelt 

sich hierbei eine typische Stellvertretung iSv rechtsgeschäftlichem Handeln im fremden Namen. 

So können die Angestellten des Backwarenproduzenten Waren verkaufen, sodass der Vertrag zwi-

schen dem Geschäftsherrn (Backwarenproduzen) und dem Dritten zustande kommt.18 

Als Voraussetzungen für eine gültige Stellvertretung sind die Geschäftsfähigkeit des Stellvertre-

ters, die Vertretungsmacht an sich und die Offenlegung erforderlich. 

 

• Geschäftsfähigkeit des Stellvertreters: Für den Abschluss des Geschäftes muss der Ver-

treter zumindest beschränkte Geschäftsfähigkeit aufweisen. Das Alter des Vertreters muss 

daher nach österreichischem Recht zumindest 7 Jahre betragen.19 Die Zulässigkeit der be-

schränkte Geschäftsfähigkeit wird damit begründet, dass das Geschäft nicht dem minder-

jährigen Vertreter, sondern mit dem Geschäftsherrn zustande kommt.20 

 

• Vertretungsmacht: Um für eine andere Person rechtsgeschäftlich tätig zu werden, muss 

dem Vertreter eine Vollmacht eingeräumt werden. Dies bedeutet, der Geschäftsherr muss 

die Vollmacht dem Vertreter mitteilen bzw vor Abschluss des Geschäftes mitgeteilt haben, 

um dem Vertreter rechtmäßig für die Vornahme von Geschäften zu ermächtigen.21 Die 

Mitteilung der Vollmacht kann gegenüber dem Dritten und dem Vertreter sowohl aus-

drücklich wie auch stillschweigend erfolgen.22 

 

• Offenlegung: Wird dem Dritten weder ausdrücklich noch stillschweigend mitgeteilt, dass 

das Geschäft für einen anderen (den Geschäftsherrn) abgeschlossen werden soll, kann der 

                                                           
17 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5, 120. 
18 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5, 120.  
19 Zankl, Bürgerliches Recht8 Rz 62 Punkt 1; 19 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 629.  
20 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5, 125. 
21 P. Bydlinski, Grundzüge des Privatrechts9 Rz 244; 21 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 628. 
22 Zankl, Bürgerliches Recht8 Rz 62 Punkt 2. 
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Dritte davon ausgehen, dass es sich um ein Eigengeschäft mit dem Vertreter bzw der tätig 

werdenden Person handelt. Somit muss dem Dritten mitgeteilt werden, dass der Vertreter 

im Namen des Geschäftsherrn tätig wird, damit das Geschäft zwischen dem Dritten und 

dem Geschäftsherrn rechtmäßig zustande kommt.23  

Streng von der Offenlegung der Vollmacht (Handeln im fremden Namen) ist das Handeln 

unter fremden Namen zu unterscheiden. Dabei wird vorgegeben eine andere Person zu 

sein. Die Rechtsfolgen unterscheiden sich hierbei, ob der Name Einfluss auf das Geschäft 

gehabt hätte. Sofern dies der Fall gewesen wäre und die oben genannten Voraussetzungen 

nicht vorliegen, unterliegt die handelnde Person dem § 1019 ABGB24 und gilt somit  als 

Scheinvertreter (falsus procurator).25 

2.2.4. Duldungs- und Anscheinsvollmacht  

Wie bereits oben beschrieben, ist eine Voraussetzung zur korrekten Stellvertretung die Mitteilung 

der Bevollmächtigung gegenüber dem Dritten, welche in diesem Fall stillschweigend erfolgen 

kann.26 Sofern diese Kommunikation erfolgt ist, kann sich der Dritte gem § 1026 ABGB27 auf die 

Vertretungsmacht des Vertreters berufen, solange diese nicht widerrufen wurde.28 Wichtig dabei 

ist, dass der Dritte bei sorgfältiger Durchführung des Geschäftes, durch Handlung des Vertreters 

und des Geschäftsherrn, darauf vertrauen durfte, dass eine Vollmacht vorliegt. Dies kann der Fall 

sein, wenn ein Angestellter - der Vertreter - immer wieder Bestellungen tätigt und die Rechnungen 

vom Geschäftsherrn bezahlt werden. Sollte der Geschäftsherr anschließend die Zahlung unter Be-

rufung auf die fehlende Vollmacht verweigern, ist diese Berufung aufgrund der entstandenen Dul-

dungsvollmacht nicht zulässig.29 

 

Im Bereich der Anscheinsvollmacht kommt das Geschäft aus jenem Grunde zustande, da der Ge-

schäftsherr einen Anschein zulässt, auf dem der Dritte gutgläubig vertrauen kann, dass dem Ver-

treter eine Vollmacht erteilt wurde. Dies kann zum Beispiel im Falle des Zulassens der Verwen-

dung von firmeneigenem Briefpapier oder eines Stempels durch Angestellten auftreten.30  Anders 

formuliert, wird der Dritte geschützt, wenn der Geschäftsherr eine Grundlage in seinem Verhalten 

setzt, auf das der Dritte vertrauen durfte. Es kommt also nicht auf den Willen des Erklärenden – 

                                                           
23 Zankl, Bürgerliches Recht8 Rz 62 Punkt 3; 23 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 627. 
24 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch BGBl. I 2005/120. 
25 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5 124. 
26 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 647. 
27 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch BGBl 1811/946 idgF. 
28 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5 131. 
29 P. Bydlinski, Grundzüge des Privatrechts9 Rz 267. 
30 Zankl, Bürgerliches Recht8 Rz 62 Punkt 2.  
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in diesem Fall der Anscheinsvertreter – an, sondern rein auf das Vertrauen welches durch den 

hervorgerufenen Rechtsschein entstanden ist.31 Lt Perner, Spitzer und Kodek müssen für die An-

scheinsvollmacht die Voraussetzungen der Redlichkeit, wobei leichte Fahrlässigkeit des Dritten 

bereits schädlich ist, das Verhalten des Geschäftsherrn sowie der hervorgerufene Rechtsschein, 

der nur bei gewöhnlichen Geschäften gegeben sein kann, vorliegen.32  

2.2.5. Scheinvertreter (falsus procurator)  

Der falsus procurator ist jener Vertreter der ohne Vertretungsmacht handelt33 oder eine vorhandene 

überschreitet34. Wie bereits unter den Voraussetzungen der rechtsgeschäftlichen Vollmacht be-

schreiben, entsteht ohne vorhandene Vertretungsmacht erst gar keine Stellvertretung. Dies führt 

in weiterer Folge dazu, dass aus diesem Grund auch zwischen Geschäftsherrn und dem Dritten 

kein Vertrag zustande kommt. Der angestrebte Vertrag wurde somit weder mit dem Geschäfts-

herrn noch mit dem Vertreter geschlossen.35 

Sollte aufgrund des Handelns des Scheinvertreters ein Schaden beim Dritten entstanden sein, ohne 

dass der Dritte Kenntnis von der fehlenden Vertretungsmacht hatte, kann der Dritte gem  

§ 1019 ABGB jenen Schaden beim Scheinvertreter zurückfordern, der im Vertrauen auf die nicht 

vorhandene Vertretungsmacht entstanden ist.36  

2.3. Innen- und Außenverhältnis der Vollmacht37 

Im Bereich der Stellvertretung wird auf die unterschiedlichen Ausgestaltungen des Innen- und 

Außenverhältnisses und deren Wirkung besonders Bedacht genommen.  

 

Das Innenverhältnis der Stellvertretung beschreibt die vertragliche Verbindung zwischen dem Ge-

schäftsherrn und dem beauftragten Vertreter. Im Bereich der organschaftlichen Stellvertretung 

würde hierbei die Verbindung zwischen der juristischen Person und dem Stellvertreter fallen.  Das 

Innenverhältnis kann untern anderem durch einen Auftrag, Dienstvertrag oder eine Ermächtigung 

ausgestaltet sein.  

 

                                                           
31 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 653. 
32 Perner/ Spitzer/ Kodek, Bürgerliches Recht5 132. 
33 Zankl, Bürgerliches Recht8 Rz 65; 33 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 671. 
34 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5 138; 34 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 671. 
35 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5 138. 
36 36 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 675. 
37 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5 135. 
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Das Außenverhältnis besteht aus dem Verhältnis zwischen dem Geschäftsherrn und dem Dritten, 

zum Beispiel zwischen einem Verkäufer (nP oder jP) und dem Kunden (Dritter).38  

 

Auf den ersten Blick erscheinen diese Verhältnisse sehr schlüssig und unkompliziert. Sie können 

aber in vielen Fällen Probleme bereiten, da der Umfang des Könnens im Außenverhältnis größer 

als das Dürfen im Innenverhältnis sein kann.  

 

Als Beispiel kann hier ein Vorstand einer Aktiengesellschaft herangezogen werden. Gem. § 74 

Abs 1 AktG39 ist der Vorstand der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschränkungen ein-

zuhalten, welche die Satzung oder der Aufsichtsrat für den Umfang seiner Vertretungsbefugnis 

festgesetzt hat. Dem gegenüber normiert aber Abs 2, dass Dritten gegenüber eine Beschränkung 

der Vertretungsbefugnis unwirksam ist. Das bedeutet, dass für die Gültigkeit der Vertretung nur 

das Außenverhältnis entscheidend ist. Der Vorstand kann somit ein Geschäft jeglicher Art ab-

schließen, ist aber im Falle einer internen Beschränkung und deren Verstoß im Innenverhältnis der 

Gesellschaft schadenersatzpflichtig. Man könnte hierbei der Praxis entnehmen, dass der Dritte in 

den meisten Fällen gar nichts von der internen Beschränkung wissen konnte.  

2.4. Abgrenzungen zu anderen Rechtsinstituten 

Nicht immer handeln Personen im Sinne der Stellvertretung, wenn Sie für Andere Dienste erbrin-

gen. Welche Dienste nicht der Stellvertretung zugerechnet werden können, sind im folgenden Ka-

pitel angeführt: 

 

• Bote: Im Gegensatz zum Stellvertreter, der im Umfang der Vollmacht einen eigenen Wil-

len bildet und diesen im Namen des Geschäftsherrn gegenüber dem Dritte äußert, über-

bringt ein Bote nur eine fremde Willenserklärung. Dies kann durch Übergabe eines Schrift-

stückes oder der mündlichen Überbringung einer Willenserklärung erfolgen. Ein Bote kann 

sowohl aktiv als Erklärungsbote Willenserklärungen überbringen, sowie auch passiv Wil-

lenserklärungen von anderen Personen als Empfangsbote entgegennehmen.40 Die Unter-

scheidung zwischen Stellvertreter und Bote kann aber unter Umständen sehr schwierig er-

scheinen, da die Grenze zwischen „ich möchte für X kaufen“ und „ich teile Ihnen mit, dass 

X kauft“ in der Praxis eine sehr unscharfe ist. Grundsätzlich gilt aber, dass wenn ein Bote 

                                                           
38 Koziol-Welser und Kletečka, Bürgerliches Recht I14 Rn 635. 
39 öAktiengesetz BGBl I 2009/71 idgF. 
40 P. Bydlinski, Grundzüge des Privatrechts9 Rz 275. 
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unabsichtlich als Vertreter des Geschäftsherrn auftritt und der eigentliche Geschäftszweck 

nicht in Gefahr kommt, der Vertrag zwischen dem Geschäftsherrn und dem Dritte, trotz 

Überschreitung der Vertretungsmacht zustande kommt.41 

• Treuhänder:42 Der Treuhänder erwirbt aufgrund einer besonderen obligatorischen Bin-

dung Treugut bzw Rechte vom Treugeber. Er handelt, im Unterschied zum Vertreter im 

eigenen Namen und kann über das Treugut wirksam verfügen und auch derivativ Eigentum 

übertragen, unabhängig davon ob es dem Treuhänder vom Treugeber erlaubt wurde. Der 

Treuhänder kann somit mehr als er unter Umständen darf. 

 

• Vermittler: Beim Vermittler handelt es sich um keinen Stellvertreter, da er Personen 

grundsätzlich nur zusammenführt. Dies ist am Beispiel eines Maklers am besten illustrier-

bar, der nur den Abschluss eines Vertrages vermittelt, oder ein Handelsvertreter der unter 

Umständen nur einen Vertrag vorbereitet. Sowohl der Makler wie auch der Handelsvertre-

ter können aber auch als Stellvertreter auftreten, in dem man Ihnen eine gesonderte Ab-

schlussvollmacht erteilt.43   

2.5. Gestaltungsarten der Vollmacht44 

Eine Vollmacht bedeutet nicht, dass diese auch gleich uneingeschränkt gilt. Sie kann davon ab-

hängig gemacht werden für welchen Kreis von Geschäften, für welchen Zeitraum diese gelten 

sollte und ist darüber hinaus noch territorial begrenzbar. So unterscheidet man zwischen der Spe-

zialvollmacht, welche nur zum Abschluss eines bestimmten Geschäftes bevollmächtigt und der 

Gattungsvollmacht, welche nur bestimmte Arten von Geschäften abzuschließen erlaubt. ZB kann 

die Gattungsvollmacht nur den Kauf von Waren umfassen.  

Damit ein Vertreter zum Abschluss aller  Geschäfte und Verträge bevollmächtig wird, muss eine 

Generalvollmacht aufgesetzt werden, wobei diese mit unvorhersehbaren Folgen und Risiken für 

den Geschäftsherrn verbunden sein könnte. 

 

Ergänzend zum ABGB, werden durch Sonderbestimmungen des Unternehmens- und Gesell-

schaftsrechts weitere Formen zur Erteilung einer Vollmacht ermöglicht. Dies kann in Form der 

Prokura oder aber auch durch eine Handlungsvollmacht erfolgen.  

 

                                                           
41 Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht5 143. 
42 P. Bydlinski, Grundzüge des Privatrechts9 Rz 276 f. 
43 P. Bydlinski, Grundzüge des Privatrechts9 Rz 278. 
44 Perner/Spitzer,/Kodek, Bürgerliches Recht5 132. 
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Die Prokura kann für in das Firmenbuch eingetragene Unternehmen erteilt werden. Hierbei wird 

eine Formalvollmacht erteilt, welche Dritten gegenüber nicht beschränkt werden kann.  

Das bedeutet, dass eine natürliche Person, welcher die Prokura erteilt wurde, alle Arten von ge-

richtlichen und außergerichtlichen Geschäften, die der Betrieb eines Unternehmens mit sich bringt, 

besorgen kann. Eine Beschränkung der Prokura ist nur im Innenverhältnis möglich und kann ge-

genüber Dritten nicht beschränkt werden.45 

 

Die Handlungsvollmacht ist jede von Unternehmer erteilte Vollmacht, welche nicht als Prokura 

erteilt wurde.  

3. Grundlagen des internationalen Privatrechts 

Das Internationale Privatrecht – oder auch IPR genannt -  scheint aufgrund des Namens wie ein 

einheitliches Recht aller Staaten im Bereich Privatrecht. Dass dies aber nicht der Fall ist, wird nach 

kurzer Betrachtung sehr schnell klar, da es sich weder ausschließlich um internationales Recht in 

Form von Übereinkommen noch um Privatrecht im sachrechtlichen Sinn handelt.46  

 

Staaten regeln ihr Privatrecht grundsätzlich autonom. Damit einhergehend gibt es regelmäßig Un-

terschiede und sachliche Verschiedenheiten zwischen den einzelnen Staaten und deren Rechtsge-

biete. Kommt es nun aber zu privatrechtlichen Streitigkeiten mit Auslandsbezug, stellt sich sehr 

oft die Frage, welches Recht eines welchen Staates zur Klärung des Sachverhaltes heranzuziehen 

ist. Wie schnell so ein Fall eintreten kann und wie relevant das IPR für jede Person ist, sollte 

folgendes Beispiel widerspiegeln:  

 

Ein österreichischer Staatsbürger kollidiert mit seinem in Österreich angemeldeten Fahrzeug 

frontal gegen das in der Schweiz gemietete Fahrzeug eines deutschen Staatsbürgers. Dieser Unfall 

ereignet sich in Rom, Italien.47  

 

Allein in diesem Sachverhalt ergeben sich mehrere mögliche Anhaltspunkte für die Anwendung 

unterschiedlicher Rechtsordnungen aus verschiedenen Staaten.  

 

                                                           
45 Troggler/Trenker in Zib/Dellinger, Unternehmensgesetzbuch (2013) zu § 49 UGB 279 ff. 
46 Schwimann, Internationales Privatrecht³ (2001) 7. 
47 Abgeändertes, aber dem Sinn nach identes Beispiel aus Schwimann, Internationales Privatrecht³ 1. 
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Das internationale Privatrecht bzw die darin enthaltenen Normen des IPR regeln, welche Rechts-

ordnung auf einen bestimmten Fall des Privatrechts anzuwenden ist. Wichtig dabei ist, dass der 

Sachverhalt des konkreten Falles einen grenzüberschreitenden Bezug aufweist, um kollisions-

rechtliche Relevanz zu haben.48 Dieser grenzüberschreitende Bezug bzw die Auslandsberührung 

ist unter dem Gesichtspunkt des Gerichtsstaates (Staat in dem das Gericht sitzt in dem der Fall 

anhängig ist) zu beurteilten49.  

 

Wie bereits im Beispiel oben gezeigt wird, kommt es bei einem grenzüberschreitenden Fall sehr 

schnell dazu, dass die nationalen Rechtsordnungen mit einander kollidieren und um die Anwen-

dung ringen. Hierdurch ergibt sich die Bezeichnung „Kollisionsrecht“.50 Die Funktion dieser Nor-

men ist es, jene Sachverhalte und deren Merkmale zu beschreiben, bei welchen eine Anwendung 

eines bestimmten Rechts vorgenommen werden sollte.51 Ist dies der Fall, wird von einer Verwei-

sung gesprochen.52 Der Staat in dem der Fall behandelt wird, untersucht somit ob der Sachverhalt 

unter sein IPR fällt und prüft welches Recht zur Anwendung kommt.  

 

Zusammengefasst handelt es sich beim IPR um einzelstaatliches Recht, bei dem der Staat entschei-

det in welchen Fällen er fremdes Recht zur Anwendung kommen lässt.53 All jene Bereiche, die 

nicht in den Bereich des Privatrechts fallen, zB Verwaltungsrecht, Verfassungsrecht, Strafrecht 

oder Verfahrensrecht, unterliegen nicht dem IPR.54 

 

Um die Anwendbarkeit des IPR grundsätzlich zu prüfen, muss vorab geklärt werden welches Ge-

richt international zuständig ist.  

Für die Zuständigkeitsprüfung, muss innerhalb der EU die EuGVVO55 oder ansonsten die Juris-

diktionsnorm angewendet werden. Die Funktion dieser Normen ist ähnlich jener des IPR und weist 

eine bestimmte Rechtsfrage einem oder mehreren internationalzuständigen Gerichten zu. Das an-

schließend zuständige Gericht ist zur Prüfung verpflichtet, ob auf die zu entscheidende Rechts-

frage, einheitliches Sachrecht angewendet werden kann. Bei diesem einheitlichen Sachrecht han-

                                                           
48 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht (2017) Rz 1/1. 
49 Schwimann, Internationales Privatrecht³ 2; Schwind, IPR (1990) Rz 39. 
50 Schwimann, Internationales Privatrecht³ 6. 
51 Schwind, IPR Rz 44. 
52 Schwimann, Internationales Privatrecht³ 6. 
53 Schwimann, Internationales Privatrecht³ 7. 
54 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 1/1. 
55 VO (EG) 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl L 2001/12, 1. 
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delt es sich um Übereinkommen zwischen Staaten. Im Falle eines Sachverhaltes mit Auslandsbe-

zug in dem der zuständige Staat ein Übereinkommen geschlossen hat, muss Einheitsrecht ange-

wendet werden. Im Bereich der EU fallen zB die Grundfreiheiten gem dem AEUV56 sowie EU 

Verordnungen unter das Einheitsrecht. Als internationale Beispiele zum Sachrecht bzw Einheits-

recht können das Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im internationalen Straßengüter-

verkehr57 oder das Wiener Übereinkommen über den internationalen Warenkauf (UN-Kaufrecht)58 

angeführt werden.59  

 

Erst wenn die Anwendung eines Einheitsrechtes nicht möglich ist, wird das IPR jenes Staates her-

angezogen in dem das zuständige Gericht ihren Sitz hat. Sollte das zuständige Gericht somit den 

Sitz in Österreich haben, können das direkt anzuwendende IPR der EU ua Rom-I VO60 und Rom-

II VO61, internationale Übereinkommen sowie das autonome IPRG zu Anwendung kommen. 

3.1. Das internationale Stellvertretungsrecht  

Das rechtsgeschäftliche Tätigwerden eines Stellvertreters tritt sehr häufig im internationalen Be-

zug auf. Dieser grenzüberschreitende Sachverhalt kann sehr schnell zustande kommen, wenn zum 

Beispiel ein international tätiger Konzern eine Vollmacht an einen inländischen Vertriebsmitar-

beiter ausstellt. Wurde in der Stellvertretung der Wirkungskreis der Vollmacht nicht einge-

schränkt, gilt diese auch im Ausland und könnte vom Vertreter somit auch für grenzüberschrei-

tende Geschäfte genutzt werden. Auch wenn der inländische Vertreter ein Geschäft in Österreich 

abschließt, sein Geschäftspartner aber eine deutsche Gesellschaft mit Niederlassung in Österreich 

ist, liegt ein grenzüberschreitender Sachverhalt vor. Dieses Beispiel soll demonstrieren, dass es 

sich bei der Anwendung des Stellvertretungsrechts im internationalen Kontext um keinen Sonder-

fall handelt.  

 

Wie bereits oben angeführt, spielen neben den nationalen Gesetzen besonders Einheitsrecht bzw 

Übereinkommen zwischen Staaten, zur Bestimmung des anzuwendenden Rechts eine wichtige 

Rolle. Im Bereich des Stellvertretungsrechts ist das Haager Stellvertretungsübereinkommen das 

                                                           
56 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 
57 Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im internationalen Straßenverkehr (CMR) BGBl III 2017/19. 
58 Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf BGBl III 2017/170.  
59 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 2-4.   
60 VO (EG) 593/2008 des europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I), ABl L 2008/177, 6. 
61 VO (EG) 864/2007 des europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf außervertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht („Rom II“), ABl L 2007/199, 40. 
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einzige Übereinkommen auf internationaler Ebene. Auf der Ebene der Europäischen Union wurde 

zwar eine Kodifikation einer Kollisionsnorm zur Stellvertretung angedacht, schlussendlich jedoch 

nicht umgesetzt.  

 

Im folgenden Kapitel werden der aktuelle Stand sowie historische Veränderungen dazu beschrie-

ben. 

4. Vorrangige Rechtsquellen des IPR 

4.1. Übereinkommen über vertragliche Schuldverhältnisse 

Das EVÜ bzw die Rechtsvorschrift für Übereinkommen über vertragliche Schuldverhältnisse62, 

hat das Thema Stellvertretung bereits im Jahre 1980 von seinem Anwendungsbereich ausgenom-

men. Die Ausnahme aus dem Anwendungsbereich wurde mit den Argumenten begründet, dass der 

im EVÜ herrschende Grundsatz der Privatautonomie im Bereich der Stellvertretung in den we-

nigsten Staaten Anerkennung genießt63 und dass die Regeln des Haager Übereinkommen über das 

auf die Stellvertretung anzuwendende Recht von 197864 nicht durch das EVÜ „overruled“ bzw 

anders geregelt werden sollte.65 Aus diesen Gründen wurde eine Kollisionsnorm zum Stellvertre-

tungsrecht nicht in den Normenkatalog des EVÜ aufgenommen. 

4.2. Haager Übereinkommen über das auf die Stellvertretung anzuwendende 
Recht von 1978 

Verabschiedet wurde der Entwurf des Übereinkommens über das auf Vertreterverträge und die 

Stellvertretung anzuwendende Recht auf der 13. Haager Konferenz.66 Das einheitliche Recht oder 

                                                           
62 (Europäisches) Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht vom 1980 
BGBl III 1998/166 in Folge auch EVÜ genannt.  
63 Giuliano/Lagarde, Bericht über das Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht ABL. EG 1980 C 282/1 (13) = Schwarz, Das Internationale Stellvertretungsrecht im Spiegel nationaler und 
supranationaler Kodifikationen  2007, 733 (733). 
64 Convention of 14 March 1978 on the Law Applicable to Agency, englischer und französicher Text abgedruckt in: 
RabelsZ 43 1979, 176 (176 ff). 
65 Begründung der Kommission zu Art 7 des Vorschlages für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I): KOM (2005) 650 endg. vom 
15.12.2005, 8.  
66 Ferner auch https://www.hcch.net/en/instruments/conventions, Stand 12.09.2017 14:25 Uhr.  
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auch „loi uniforme“ genannt, regelt harmonisiert das Kollisionsrecht im Verhältnis zwischen Ge-

schäftsherr und Vertreter67 sowie das Außenverhältnis bzw den Vertrag zwischen Geschäftsherr 

und Drittem68. 

Mit Ausnahme dieses Haager Stellvertretungsübereinkommens besteht kein weiteres internationa-

les Übereinkommen für den Bereich der gewillkürten Stellvertretung auf internationaler Ebene. 

Zwar stellt dieses Übereinkommen eine gemeinsame und harmonisierte Regelung der Stellvertre-

tung dar, welches aber nur durch die Staaten Frankreich, Argentinien, Portugal und Niederlande 

ratifiziert worden ist.69 Sowohl Österreich, Deutschland wie auch die Schweiz ratifizierten dieses 

Übereinkommen nicht. Anders als in Österreich und Deutschland, verweist und referenziert jedoch 

die schweizerische Literatur in Bezug auf das dort geltenden IPRG immer wieder zum Zweck der 

Rechtsauslegung auf das Haager Stellvertretungsübereinkommen.70  

 

Gem Art 1 HStÜ ist der sachliche Anwendungsbereich des Übereinkommens sehr weitläufig. Es 

werden Übermittlungs-, Verhandlung- und Abschlussvollmacht für ständige wie auch für Gele-

genheitsvertreter erfasst. Interessant ist bei diesem Abkommen, dass hier auch die mittelbare Ver-

tretung, also das Handeln im eigenen Namen aber auf fremde Rechnung, umfasst wird71. Ebenfalls 

wird das Handeln eines Maklers im Übereinkommen explizit geregelt72.  Nicht umfasst vom Über-

einkommen sind alle Fragen der Form, Geschäftsfähigkeit, gesetzlichen Vertretung sowie die or-

ganschaftliche Vertretung.73 Da dieses Übereinkommen weder in Österreich, Deutschland noch in 

der Schweiz gilt, wird für weitere Informationen auf die einschlägige Literatur verwiesen.  

4.3. Kommissionsvorschlag für die Kodifizierung des Stellvertretungsstatutes 
in der ROM-I Verordnung 

Auf europäischer Ebene wurde bis heute kein einheitliches Recht geschaffen, welches die Frage 

des Stellvertretungsrechtes behandelt. In Art 1 Abs 2 lit g Rom-I VO74 hält der europäische Ge-

setzgeber explizit fest, dass die Frage - ob ein Vertreter die Person, für deren Rechnung er zu 

handeln vorgibt, Dritten gegenüber verpflichten kann, oder ob ein Organ einer Gesellschaft, eines 

                                                           
67 Art 5 – 10 Haager Übereinkommen über das auf das auf Vertretungsverträge und die Stellvertretung anwendbare 
Recht (HStÜ) vom 14.03.1978. 
68 Art 11-15 HStÜ. 
69 Haager Übereinkommen über das auf das auf Vertretungsverträge und die Stellvertretung anwendbare Recht vom 
14.03.1978, englischer und französischer Text in RabelsZ 1979, 176 (176 ff).  
70 Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 (2015) Rz 7.366 ff.  
71 Art 1 Abs 3 HStÜ. 
72 Art 1 Abs 4 HStÜ. 
73 Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7.449. 
74 Rom I VO (EG) 593/2008, ABl 2008/177, 6. 
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Vereins oder einer anderen juristischen Person diese Gesellschaft, diesen Verein oder diese juris-

tische Person gegenüber Dritten verpflichten kann - vom Anwendungsbereich der Rom-I VO aus-

genommen ist.75  

 

Zur Verbesserung dieser Situation bzw zum Schließen dieser Lücke wurde ein Vorschlag des Max-

Planck-Institutes für ausländisches und internationales Privatrecht erstellt, der die Aufnahme der 

gewillkürten Stellvertretung als Kollisionsnorm in die Rom-I VO vorsieht.76  

Dieser Entwurf - die Vertreterverträge in den Anwendungsbereich der Rom-I VO einzugliedern – 

wurde in den Vorschlag der Kommission der Europäischen Union vom 15.12.2005 in Art 7 Rom-

I-VO-E wie folgt übernommen:  

 

[1] Mangels einer Rechtswahl nach Artikel 3 unterliegen Verträge zwischen einem Geschäftsherr 

und einem Vertreter dem Recht des Staates, in dem der Vertreter seinen gewöhnlichen Aufenthalt 

hat, es sei denn, der Vertreter übt seine Tätigkeit hauptsächlich in dem Staat aus, in dem der 

Vertretene seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder ist dazu verpflichtet, seine Tätigkeit dort aus-

zuüben; in diesem Fall gilt das Recht dieses Staats.  

 

[2] Für das Verhältnis zwischen dem Geschäftsherr und dem Dritten, das dadurch entstanden ist, 

dass der Vertreter in Ausübung seiner Vertretungsmacht, über seine Vertretungsmacht hinaus o-

der ohne Vertretungsmacht gehandelt hat, ist das Recht am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts des 

Vertreters zum Zeitpunkt seines Handelns maßgebend. Es gilt jedoch das Recht des Staates, in 

dem der Vertreter gehandelt hat, wenn entweder der Vertretene, in dessen Namen der Vertreter 

gehandelt hat, oder der Dritte seinen gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Staat hat, oder wenn der 

Vertreter dort an der Börse tätig war oder an einer Versteigerung teilgenommen hat.  

 

[3] Ist das auf das in Absatz 2 geregelte Verhältnis anzuwendende Recht vonseiten des Geschäfts-

herr oder des Dritten schriftlich bestimmt und von der anderen Partei ausdrücklich anerkannt 

worden, ist für dieses Verhältnis abweichend von Absatz 2 das so bestimmte Recht maßgebend. 

 

                                                           
75 Rom I VO (EG) 593/2008, ABl 2008/177, 6; vgl Verschraegen, Internationales Privatrecht (2012) RZ 539. 
76Schwarz, Das Internationale Stellvertretungsrecht im Spiegel nationaler und supranationaler Kodifikationen , Ra-
belsZ  2007, 733 (735).  
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[4] Das nach Absatz 2 bestimmte Recht ist auch für das Verhältnis zwischen Vertreter und Drittem 

maßgebend, das dadurch entstanden ist, dass der Vertreter in Ausübung seiner Vertretungsmacht, 

über seine Vertretungsmacht hinaus oder ohne Vertretungsmacht gehandelt hat.77 

 

Hierbei hatte die Kommission die Einführung einer Kollisionsnorm vorangetrieben, die auf alle 

drei Rechtsverhältnisse, welche aus einem Vertretungsvertrages entstehen können, Anwendung 

findet. Das Rechtsverhältnis zwischen dem Vertreter und dem Geschäftsherrn gem Abs 1, das 

Verhältnis zwischen Geschäftsherrn und Drittem gem Abs 2 und 3 sowie das Verhältnis zwischen 

Vertreter und dem Dritten nach Abs 4.  

  

Gem des oben dargestellten Art 7 Abs 2 Rom-I VO-E sollte daher die gewillkürte Stellvertretung 

im Verhältnis des Geschäftsherrn zum Dritten nicht dem Statut des Vertretervertrages oder dem 

Statut des vom Vertreters mit dem Dritten in Ausübung der Vollmacht geschlossenen Vertrages 

unterliegen. Allein der Ort des gewöhnlichen Aufenthaltes des Vertreters zum Zeitpunkt seines 

Handelns, sollte relevant für das anzuwendende geltende Recht sein. Sollte der Vertrag im Rahmen 

einer beruflichen Tätigkeit des Vertreters geschlossen werden, ist nicht der gewöhnliche Aufent-

halt sondern der Ort der vertragsbetreuenden Niederlassung maßgebend gem Art 18 Abs 2 Rom-I 

VO-E: 

 

„Wird der Vertrag im Rahmen der Ausübung der beruflichen Tätigkeit einer natürlichen Person 

geschlossen, gilt als Ort des gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne dieser Verordnung der Ort ihrer 

beruflichen Niederlassung.“78 

 

Ausnahmen treten ein, wenn der gem Art 7 Abs 2 S 3  Rom-I VO-E der Vertreter in jenem Staat 

gehandelt hat in dem der Vertretene oder der Dritte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. In diesem 

Fall wäre das Recht dieses Staates anzuwenden gewesen.  

 

Art 7 Abs 1 S 1 Rom-I VO-E weist aber darauf hin, dass eine ausdrücklich anerkannte Rechtswahl 

Vorrang gegenüber einer objektiven Anknüpfung gem Art 7 Abs 2 Rom-I VO-E genießt.79 

Diese Rechtswahl gem Abs 1 erfordert für die Parteien die Schriftform und bedingt zusätzlich 

einer ausdrückliche Anerkennung, der in diesem Fall getroffenen Rechtswahl, durch die Parteien 

                                                           
77 Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates über das auf vertragliche Schuldver-
hältnis anzuwendende Recht (Rom I) RomI-E, KOM [2005] 650 endg. 
78 Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates über das auf vertragliche Schuldver-
hältnis anzuwendende Recht (Rom I) RomI-E, KOM [2005] 650 endg. 
79 Reithmann/Mariny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7.363. 
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selbst.  Sowohl das österreichische wie auch das neue deutsche Gesetz sehen für diesen Fall keine 

Schriftlichkeit vor.  

 

Dieser Vorschlag der Kommission wurde in der Fachliteratur teilweise hart kritisiert. Grund dafür 

war zB, dass die Grundregel des Art 7 Abs 2 Rom-I VO-E nicht hinreichend deutlich zwischen 

den einzelnen Rechtsverhältnissen unterschieden hat. Der hauptsächlich dafür verantwortliche 

Grund, warum diese Regelung aber erst gar nicht in den Normenkatalog der Rom-I VO aufgenom-

men wurde, ist aber der in der einschlägigen Literatur genannte Widerstand Englands gegen diese 

Norm.80  

5. Nationales IPR  

5.1. Österreichische Rechtslage 

 
In Österreich regelt das IPRG81 die gewillkürte Stellvertretung im kollisionsrechtlichen Sinne. Der 

§ 49 öIPRG82 normiert die gewillkürte Stellvertretung wie folgt:  

 

§ 49. (1) Die Voraussetzungen und die Wirkungen der gewillkürten Stellvertretung im Verhältnis 

des Geschäftsherrn und des Stellvertreters zum Dritten sind nach dem Recht zu beurteilen, das der 

Geschäftsherr in einer für den Dritten erkennbaren Weise bestimmt hat. 

 

(2) Ist das anzuwendende Recht nicht bestimmt worden, so ist das Recht des Staates maßgebend, 

in dem der Stellvertreter nach dem dem Dritten erkennbaren Willen des Geschäftsherrn tätig wer-

den soll; ist der Stellvertreter für mehrere Geschäfte bestellt worden, so nach dem Recht des Staa-

tes, in dem er nach dem dem Dritten erkennbaren Willen des Geschäftsherrn regelmäßig tätig 

werden soll. 

 

(3) Versagt auch die im Abs. 2 vorgesehene Anknüpfung, so ist das Recht des Staates maßgebend, 

in dem der Stellvertreter tätig wird. 

 

                                                           
80 Schwarz, RabelsZ  2007, 735. 
81 Bundesgesetz über das internationale Privatrecht (IPRG) BGBl. 2015/87. 
82 IPRG BGBl. 2015/87. 
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Klar zu trennen ist nach österreichischem Recht das Innen- und Außenverhältnis, da nur Letzteres, 

also das Verhältnis zwischen Geschäftsherrn und Stellvertreter zum Dritten von § 49 öIPRG um-

fasst ist. Das Innenverhältnis sowie das Grundverhältnis bzw Ausführungsgeschäft sind nicht von 

dieser Kollisionsnorm umfasst83 und unterliegen dem zugrundeliegenden vertraglichen Verhältnis, 

wie zum Beispiel einem Auftrag.84 

 

Der Anwendungsbereich an sich, umfasst alle vermögensrechtlichen Angelegenheiten, welche 

nicht eine organschaftlichen oder gesetzliche Vertretungsart darstellen. Dies schließt die An-

scheinsvollmacht, die Duldungsvollmacht sowie das „Geschäft für den, den es angeht“ mit ein.85  

 

Des Weiteren können grundlegend alle Fragen rund um die Vollmacht zum Umfang dieser Be-

stimmung hinzugezählt werden, wie zum Beispiel die Reichweite und das Erlöschen einer Voll-

macht, die Überschreitung der Vollmacht oder die nachträgliche Genehmigung einer Vollmacht.86 

Daher ist es unstrittig, dass die Frage ob ein Missbrauch der Vollmacht vorliegt oder ob die Beur-

teilung des falsus procurator nach dem Vollmachtsstatut gem des § 49 öIPRG zu klären ist.87   

 

Der § 49 öIPRG bietet in Österreich primär die Möglichkeit, das anzuwendende Recht, durch eine 

für den Dritten erkennbare Rechtswahl des Geschäftsherrn, zu bestimmen.88 Hierbei handelt es 

sich um eine einseitige Rechtswahl, welche ausdrücklich oder schlüssig getroffen werden kann.89 

 

Wurde keine Rechtswahl gem § 49 Abs 1 öIPRG durch den Geschäftsherrn vorgenommen, ist das 

anzuwendende Recht nach dem so genannten Bestimmungsort gem § 49 Abs 2 öIPRG zu ermit-

teln. Dieser Abs 2 orientiert sich nach jenem erkennbaren Willen des Geschäftsherrn, der bestimmt 

in welchem Land der Vertreter für den Geschäftsherrn tätig werden soll.90 Ist der Wille des Ge-

schäftsherrn nicht erkennbar, ist im Zweifel der Staat in dem der Vertreter, wenn vorhanden, sei-

nen festen Geschäftssitz unterhält. Ist der Wille des Geschäftsherrn erkennbar den Vertreter bei 

                                                           
83 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 2/35; Verschraegen, Internationales Privatrecht Rz 540; 
Schwimann, Internationales Privatrecht3 63. 
84 Lurger/Melcher, Internationales Privatrecht2 Rz 2/25. 
85 OGH 29.4.2003, 4 Ob 68/03h; OGH 20.10.2001, 1 Ob 49/01i.  
86 Lurger/Melcher, Handbuch IPRG Rz 2/34; Schwimann, Internationales Privatrecht3 63; Verschraegen in Rummel3 
IPRG § 49 Rz 12; OGH 21.7.2011, 1 Ob 70/11t. 
87 Verschraegen in Rummel, § 49 IPRG3 Rz 4. 
88 OGH 28.9.1989, 8 Ob 48/89.  
89 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 2/35. 
90 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 2/36. 
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mehreren Geschäften einzusetzen, so wird der regelmäßige Tätigkeitsort des Vertreters herange-

zogen, unter der Voraussetzung dass der regelmäßige Tätigkeitsort für den Dritten erkennbar ist.91  

 

Ist nach § 49 Abs 2 öIPRG das anzuwendende Recht nicht bestimmbar, ist das Recht jenes Staates 

gem § 49 Abs 3 öIPRG anzuwenden, in dem der Vertreter tatsächlich tätig geworden ist. Hierbei 

handelt es sich um den so genannten Gebrauchsort.92 Eine Anknüpfung am Gebrauchsort ist je-

denfalls bei fehlender Vertretungsmacht, Anscheinsvollmacht und der Duldungsvollmacht anzu-

wenden.93 Die Anscheinsvollmacht kann aber auch über § 49 Abs 2 öIPRG gelöst werden, sofern 

sich aus dem Geschäftsherrn zurechenbaren Anschein ein Bestimmungsort ableitbar ist.94 

 

Die Vertretungsmacht eines Kapitäns, die Prozessvollmacht, die Form einer Vollmacht und die 

Vollmacht für Liegenschaftsverfügungen werden nicht vom Anwendungsbereich des § 49 öIPRG 

umfasst.  

5.2. Deutsche Rechtslage 

Mit 17.06.2017 ist in Deutschland Art 8 EGBGB95 für die gewillkürte Stellvertretung in Kraft 

getreten. Vor dieser Regelung wurde das vorliegende Thema rein von der Judikatur im Sinne der 

Rechtsfortbildung bestimmt. Die fehlende Norm stellte daher eine Leerstelle im deutschen natio-

nalen Kollisionsrecht dar.96 Erste Entwürfe dazu wurden 2015 konzipiert, wofür Andreas Spick-

hoff den Grundstein mittels eines vorbereitenden Gutachtens legte.97 Bereits im Sommer 2015 

wurde der erste Regelungsvorschlag der Zweiten Kommission des Deutschen Rates für Internati-

onales Privatrecht final erstellt. Ein Jahr später wurde bereits folgender Gesetzesentwurf in Form 

einer Gesetzesänderung vom Bundesministerium präsentiert:98 

 
 

                                                           
91 OGH 29.9.2010, 7 Ob 150/10z. 
92 OGH 1 Ob 49/01i ZfRV 2003, 22. 
93 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 2/38. 
94 OGH 22.10.2001, 1 Ob 49/01i. 
95 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche vom 21.9.1994 (BGBl I S 1607). 
96 Rademacher, Kodifikation des internationalen Stellvertretungsrechts – Zum Referentenentwurf des Bundesminis-
teriums, IPRax 2017, 56 (56). 
97 Spickhoff, RabelsZ 2016, 481. 
98 Rademacher, IPRax 2017, 56; Geändert durch Gesetz zur Änderung von Vorschriften im Bereich des Internatio-
nalen Privat- und Zivilverfahrensrechts vom 11.06.2017 (BGBl I S 1607). 
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Art 8 (1) Auf die gewillkürte Stellvertretung ist das vom Vollmachtgeber vor der Ausübung der 

Vollmacht gewählte Recht anzuwenden, wenn die Rechtswahl dem Dritten und dem Bevollmäch-

tigten bekannt ist. Der Vollmachtgeber, der Bevollmächtigte und der Dritte können das anzuwen-

dende Recht jederzeit wählen. Die Wahl nach Satz 2 geht derjenigen nach Satz 1 vor. 

 

(2) Ist keine Rechtswahl nach Absatz 1 getroffen worden und handelt der Bevollmächtigte in Aus-

übung seiner unternehmerischen Tätigkeit, so sind die Sachvorschriften des Staates anzuwenden, 

in dem der Bevollmächtigte im Zeitpunkt der Ausübung der Vollmacht seinen gewöhnlichen Auf-

enthalt hat, es sei denn, dieser Ort ist für den Dritten nicht erkennbar. 

 

(3) Ist keine Rechtswahl nach Absatz 1 getroffen worden und handelt der Bevollmächtigte als Ar-

beitnehmer des Vollmachtgebers, so sind die Sachvorschriften des Staates anzuwenden, in dem 

der Vollmachtgeber im Zeitpunkt der Ausübung der Vollmacht seinen gewöhnlichen Aufenthalt 

hat, es sei denn, dieser Ort ist für den Dritten nicht erkennbar. 

 

(4) Ist keine Rechtswahl nach Absatz 1 getroffen worden und handelt der Bevollmächtigte weder 

in Ausübung seiner unternehmerischen Tätigkeit noch als Arbeitnehmer des Vollmachtgebers, so 

sind im Falle einer auf Dauer angelegten Vollmacht die Sachvorschriften des Staates anzuwenden, 

in dem der Bevollmächtigte von der Vollmacht gewöhnlich Gebrauch macht, es sei denn, dieser 

Ort ist für den Dritten nicht erkennbar. 

 

(5) Ergibt sich das anzuwendende Recht nicht aus den Absätzen 1 bis 4, so sind die Sachvorschrif-

ten des Staates anzuwenden, in dem der Bevollmächtigte von seiner Vollmacht im Einzelfall Ge-

brauch macht (Gebrauchsort). Mussten der Dritte und der Bevollmächtigte wissen, dass von der 

Vollmacht nur in einem bestimmten Staat Gebrauch gemacht werden sollte, so sind die Sachvor-

schriften dieses Staates anzuwenden. Ist der Gebrauchsort für den Dritten nicht erkennbar, so sind 

die Sachvorschriften des Staates anzuwenden, in dem der Vollmachtgeber im Zeitpunkt der Aus-

übung der Vollmacht seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

 

(6) Auf die gewillkürte Stellvertretung bei Verfügungen über Grundstücke oder Rechte an Grund-

stücken ist das nach Artikel 43 Absatz 1 und Artikel 46 zu bestimmende Recht anzuwenden. 

 

(7) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf die gewillkürte Stellvertretung bei Börsengeschäf-

ten und Versteigerungen. 
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(8) Auf die Bestimmung des gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne dieses Artikels ist Artikel 19 Absatz 

1 und 2 erste Alternative der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

an die Stelle des Vertragsschlusses die Ausübung der Vollmacht tritt. Artikel 19 Absatz 2 erste 

Alternative der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 ist nicht anzuwenden, wenn der nach dieser Vor-

schrift maßgebende Ort für den Dritten nicht erkennbar ist. 

 
Diese Bestimmung zur gewillkürten Stellvertretung im IPR ist weder im österreichischen IPRG 

noch im schweizer IPRG in diesem Umfang und dieser Granularität kodifiziert worden.   

 

Ähnlich wie im österreichischen Recht, sind die gesetzliche Stellvertretung und die organschaftli-

che Stellvertretung vom Anwendungsbereich dieser Regelung ausgenommen. 99 Weiters wurden 

alle Börsen- und Versteigerungsgeschäft sowie Immobiliengeschäfte ausdrücklich von Art 8 EG-

BGB ausgenommen.  

 

Aus dem derzeitigen Stand kann angenommen werden, dass Art 8 EGBGB auf die Erteilung, Be-

endigung sowie auf Fragen des Umfangs der Stellvertretung anzuwenden ist.100 Der genaue An-

wendungsbereich wurde aber bewusst in der Regelung offen gelassen um dies durch Judikatur und 

Lehre schließen zu lassen.101 Ebenso offen gelassen wurde die Antwort auf die Frage ob die 

Rechtsscheinvollmacht und der falsus procurator ebenfalls in den Anwendungsbereich des Art 8 

EGBGB fallen. Vor der Einführung dieser Regelung wurde die Rechtsscheinvollmacht nicht vom 

Vollmachtsstatut umfasst, da diese in der Praxis schwer bzw nicht von der konkludenten Bevoll-

mächtigung unterschieden werden kann. Auch jetzt scheint die Rechtsscheinvollmacht nicht vom 

neuen Vollmachtsstatut umfasst zu sein.102 Der falsus procurator wurde bereits in Art 12 Abs 2 

Rom-II VO geregelt. Somit sollte es nicht in die Zuständigkeit des nationalen Gesetzgebers fallen 

über die Reichweite des Art 12 Abs 2 Rom-II VO zu entscheiden.103 

 

Die Anknüpfung für Grundstücksverfügungen werden zwar explizit im Art 8 EGBGB genannt, 

verweisen aber ganzheitlich auf Art 43 Abs 1 und Art 46 EGBGB um eine homogene Beurteilung 

                                                           
99 Staudinger, Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, Anhang II zu Art 1 Rom I-VO Rn. 10. 

100 Rademacher, IPRax 2017, 56. 
101 Rademacher, IPRax 2017, 57, Spickhoff, RabelsZ 2016, 522 f u 526 f; von Hein, Beschluss der Zweiten Kommis-
sion des Deutschen Rats für Internationales Privatrecht zu dem auf die Vollmacht anwendbaren Recht, IPRax 2015, 
578 (580).  
102 Bach, Zurück in die Zukunft – die dogmatischen Einordnung der Rechtsscheinvollmacht im gemeineurpäischen 
IPR, IPRax 2011, 116 (116 ff). 
103 Reuter, Die Qualifikation der Haftung des falsus procurator im internationalen Privatrecht (2015), 205 ff.  
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einer Verfügung über Immobilien zu gewährleisten. Im Umkehrschluss könnte dies aber bedeuten, 

dass mit Ausnahme der Immobilienverfügungen alle weiteren Verfügungsgeschäfte von Art 8 um-

fasst sein müssten. 104 Die Klärung dieser Frage obliegt wohl der zukünftigen Judikatur.  

 

Wie auch in Österreich wird die Frage der Form der Erteilung der Vollmacht nicht vom Voll-

machtsstatut selbst umfasst, sondern knüpft gesondert an die lex specialis Art 11 EGBGB an. Das-

selbe gilt für die Frage der Geschäftsfähigkeit, welche gesondert von Art 8 nach Art 7 EGBGB zu 

beurteilen ist.105 Unter der Frage der Geschäftsfähigkeit, wird die Beurteilung verstanden, ob ein 

Vertreter bei Erteilung der Vollmacht nach dem jeweilig anzuwendenden Recht geschäftsfähig 

war bzw ist.106 Die Beantwortung der Frage ob ein Minderjähriger bevollmächtigt werden kann, 

bzw ob die Vollmacht durch den Eintritt einer Geschäftsunfähigkeit erloschen ist, erfolgte bereits 

vor Einführung des Art 8 EGGBG durch das judizierte Vollmachtsstatut selbst und dürfte sich 

auch jetzt wieder darin finden.107  

5.3. Schweizer Rechtslage 

In Anbetracht der Historie der bundesgerichtlichen Entscheidungen zu grenzüberschreitenden 

Stellvertretungsfällen in der Schweiz, vor Inkrafttreten des schweizer IPRG, wird klar, dass kein 

einheitlicher Anknüpfungspunkt aus den Entscheidungen hervorgegangen war. So war es im Jahr 

1916 das Recht des Vertreters welches das anwendbare Recht bestimmte.108 Vier Jahre später das 

Recht am Wohnsitz des Geschäftsherrn mit Ausnahmen für angestellte Vertreter und selbststän-

dige Vertreter wenn diese im Staat des Hauptgeschäftes tätig waren109und bereits 1923 prägte das 

Recht am Abschlussort die Beurteilung des anzuwendenden Rechts, sofern dieser mit dem Ge-

brauchsort zusammen gefallen war.110 

 

Erst mit dem Jahr 1962 kristallisierte sich eine einheitliche Anknüpfung heraus. In zwei Entschei-

dungen wurde die Frage der Ermächtigung des Vertreters durch den Geschäftsherrn und der Um-

fang der Vollmacht getrennt behandelt. Dabei wurde die Ermächtigung am Sitz des Geschäftsherrn 

                                                           
104 Rademacher, IPRax 2017, 57. 
105 Staudinger, Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, Anhang II zu Art 1 Rom I-VO Rn. 12. 

106 Spickhoff, RabelsZ 2016, 528. 
107 Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rn 7.419 f.  
108 BGE 42 II 650 f  E 1a. 
109 BGE 46 II 494 E. 
110 BGE 49 II 73 f  E 1. 
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angeknüpft und der Umfang am Gebrauchsort der Vollmacht.111  Dieses Vorgehen erlangte grund-

legende Akzeptanz in der Judikatur und wurde in späteren Entscheidungen bestätigt.112  

 

Mit dem Beschluss vom Parlament zum Erlass des Bundesgesetztes über das Internationale Pri-

vatrecht vom 18. Dezember 1987 wurde ein einheitlich geltendes Recht geschaffen. Dieses Gesetz 

beinhaltete bereits das Thema Stellvertretung und dessen Anknüpfungspunkte.113 Das Inkrafttreten 

dieses Gesetzes erfolgte mit 1. Januar 1989.114 

 

Die Kollisionsnorm der Stellvertretung wurde in Art 126 IPRG des schweizer Rechts wie folgt 

kodifiziert: 

 

Art 126 (1) Bei rechtsgeschäftlicher Vertretung untersteht das Verhältnis zwischen dem Geschäfts-

herr und dem Vertreter dem auf ihren Vertrag anwendbaren Recht.  

 

(2) Die Voraussetzungen, und denen eine Handlung des Vertreters den Geschäftsherr gegenüber 

dem Dritten verpflichtet, unterstehen dem Recht des Staates, in dem der Vertreter seine Nieder-

lassung hat oder; wenn eine solche fehlt oder für den Dritten nicht erkennbar ist, dem Recht des 

Staates, in dem der Vertreter im Einzelfall hauptsächlich handelt.  

 

(3) Steht der Vertreter in einem Arbeitsverhältnis zum Geschäftsherr und besitzt er keine eigene 

Geschäftsniederlassung, so befindet sich der Ort seiner Niederlassung am Sitz des Geschäftsherrn. 

 

(4) Das nach Absatz 2 anwendbare Recht 

 gilt auch für das Verhältnis zwischen dem nicht ermächtigten Vertreter und dem Dritten.  

 

Artikel 126 sIPRG und im speziellen Abs 2 zeigt, dass von der Spaltung, welche historisch von 

der Judikatur geprägt worden war, abgegangen wurde und auch das Außenverhältnis zentral an-

geknüpft wird.115 

 

                                                           
111 BGE 88 II 192 f  E 2a; BGE 88 II 199 f E 2; Botschaft des Bundesrats zum Bundesgesetz über das internationale 
Privatrecht (IPR-Gesetz) vom 10. November 1982, Separatdruck EDMZ, 419.  
112 BGE 100 II 207 f E 4. 
113 Schnyder/Liatowitsch, Internationales Privat und Zivilverfahrensrecht (2000) Rz 57.  
114 Schnyder/Liatowitsch, Internationales Privat und Zivilverfahrensrecht Rz 57. 
115 Botschaft des Bundesrats zum Bundesgesetz über das internationale Privatrecht (IPR-Gesetz) vom 10. November 
1982, Separatdruck EDMZ, 419. 
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Wie grundlegend alle Rechtordnungen, unterscheidet auch das schweizerische Recht zwischen den 

Rechtsverhältnissen Innenverhältnis, Außenverhältnis und dem Ausführungsgeschäft.116 Anders 

als im österreichischen Recht, knüpft das sIPRG der Schweiz das Innenverhältnis nicht losgelöst 

von Art 126 sIPRG an. Sowohl das Innen- wie auch das Außenverhältnis werden vom Vollmachts-

statut des Art 126 sIPRG mitumfasst.117 Sollte der Fall auftreten, dass das Innenverhältnis durch 

das anzuwendende Recht nichtig wird, hat sich in der Literatur die Ansicht gefestigt, dass die 

Vertretungsmacht Vorrang genießt um den Dritten zu schützen. Die Vollmacht sollte nach dieser 

Meinung, trotz der sich aus dem anwendbaren Recht des Abs 1 ergebender Nichtigkeit, bestehen 

bleiben.118  

 

Generell ist in der Schweiz eine sehr starke Trennung bzw Unterscheidung zwischen einzelnen 

Begrifflichkeiten erkennbar. Die Bedeutung des Wortes „Vollmacht“, wird nur für das Innenver-

hältnis zwischen Geschäftsherrn und Vertreter verwendet. Es ist jene Vollmacht die vom Ge-

schäftsherrn dem Vertreter erteilt werden kann. Die Bezeichnung „Vertretungsmacht“ wird aus-

schließlich für das Außenverhältnis verwendet und bezeichnet das Vertreten-Können durch den 

Vertreter gegenüber dem Dritten.119 

 

In der Schweiz wäre Art 126 sIPRG - aufgrund der systematischen Stellung des IPR - nur auf die 

Stellvertretung mit vertraglicher Basis anwendbar. Jedoch normierte der Gesetzgeber ausdrücklich 

in Abs 1, dass die gesamte „rechtsgeschäftliche“ Vertretung von Art 126 sIPRG mit umfasst sein 

sollte, was dazu führt, dass generell die gewillkürte Stellvertretung von diesem Artikel umfasst 

ist.120  

Im Umkehrschluss bedeutet es, dass die gesetzliche Stellvertretung nicht von Art 126 geregelt 

wird, und somit die Stellvertretung im Eherecht121, im Kindesrecht122 oder im Erbrecht123 nicht 

davon umfasst wird.124 Eine andere Meinung zu diesem Thema vertritt Vischer, der den Anwen-

                                                           
116 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 (2004), Art 126 Rn 14.  
117 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 16ff. 
118 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 32. 
119 Keller/Schöbi, Das Schweizerische Schuldrecht IV (1984) 71.  
120 Siehr, Gemeinsame Kollisionsregeln für das Recht der vertraglichen und außervertraglichen Schuldverhältnisse, 
in FS Moser (1987) 107.  
121 Art 48 sIPRG.  
122 Art 82 sIPRG. 
123 Art 92 sIPRG.  
124 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 6.  
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dungsbereich speziell im Abs 1 weiter sieht. Seiner Meinung nach kann die Frage, ob eine Vertre-

tungsmacht kraft Gesetzes vorliegt als Vorfrage angeknüpft werden, um das Recht zu ermitteln 

nach welchem diese Frage geklärt werden sollte.125  

Des Weiteren ist im schweizer Recht die Vertretung einer Regierung oder einer Körperschaft des 

öffentlichen Rechts nicht von Art 126 sIPRG umfasst, sondern das anwendbare Recht orientiert 

sich in diesen Fällen nach dem Recht des Geschäftsherrn-Staates.126 

Weiters sind die Befugnisse des Testamentsvollstreckers (bzw. des Willensvollstreckers) aufgrund 

der Nähe zum Erbrecht nicht auf diesen Artikel erstreckbar.127  

 

Anders als im österreichischen IPRG, richtet sich die Vertretungsbefugnis von Gesellschaftsor-

gangen nicht vollständig nach dem gesonderten Gesellschaftsstatut Art 155 lit i, Art 158 und Art 

160 sIPRG. Vielmehr regelt das Gesellschaftsstatut nur, welchen Personen Vertretungsmacht 

durch eine Organfunktion zukommt und in welchem Umfang der Wille durch die Organe selbst 

bekundet und gebildet werden kann.128 Die rechtsgeschäftliche Vertretungsbefugnis bzw der Um-

fang der Vertretung der Organe an sich richtet sich im Einzelfall nach Art 126 sIPRG und ist dort 

anzuknüpfen.129   

 

Prokuristen und Handlungsbevollmächtigte werden gleich wie im österreichischen IPRG nicht als 

Organe gesehen. Sie knüpfen grundsätzlich auch nach Art 126 sIPRG an.130 Im Einzelfall kann 

aber aufgrund der Qualifikation der zugrundeliegenden Funktion des Vertreters, auf eine Organ-

funktion geschlossen werden und somit eine Sonderanknüpfung nach Art 156 sIPRG erfolgen.131  

 

Der Anwendungsbereich dieses Artikels umfasst die Zulässigkeit der Stellvertretung, die Beurtei-

lung von höchstpersönlichen oder anderen Geschäften inklusive deren Möglichkeit diese von ei-

nem Vertreter schließen zu lassen132, die Beurteilung der Offenlegung der Vertretungsmacht ge-

                                                           
125 Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2 (2000) 234 f. 
126 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 8. 
127 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 9. 
128 Marugg, Die Anknüpfung der organschaftlichen Vertretungsmacht bei der AG im IPR (1976) 76 ff; Moser, Ein-
zelinteresse und Verkehrsschutz bei internationaler Betrachtung der gewillkürten Stellvertretung in FS zur Fünf-
zigjahrfeier der Handels-Hochschule St. Gallen (1949) 287 ff.  
129 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 10. 
130 Berger, Das Statut der Vollmacht im schweizer IPR mit vergleichender Berücksichtigung Deutschlands, Frank-
reichs, Englands sowie der internationalen Verträge und Vertragsentwürfe (1974) 23 f; Moser, Einzelinteresse und 
Verkehrsschutz bei internationaler Betrachtung der gewillkürten Stellvertretung 386. 
131 Marugg, Die Anknüpfung der organschaftlichen Vertretungsmacht bei der AG im IPR 37 ff. 
132 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 25. 
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genüber dem Dritten sowohl durch den Geschäftsherrn wie auch durch den Vertreter und die Be-

urteilung von möglichen Willensmängeln.133 Im Bereich der Beurteilung, ob eine Offenbarung der 

Vertretungsmacht durch den Geschäftsherrn gegenüber dem Dritten erforderlich ist um eine di-

rekte Rechtsbeziehung zwischen diesen zwei Beteiligten zu ermöglichen, kann ebenfalls nach Abs 

2 beurteilt werden. Als Grundlage dafür muss aber immer die Erteilung der Vollmacht im Innen-

verhältnis gem Abs 1 geprüft werden, um die Interessen des Geschäftsherrn hinreichend mit ein-

zubeziehen.134   

 

Anders als im deutschen oder österreichischen IPR wird im schweizer IPRG der Fall des falsus 

procurator explizit in Art 4 vom Anwendungsbereich des Art 126 sIPRG mit umfasst. Aus den 

Materialen geht dazu hervor, dass nur die Rechtsfolgen durch einen falsus procurator von diesem 

Absatz umfasst sind. Das bedeutet, dass grundsätzlich nur die Haftung gegenüber dem Dritten 

umfasst sein sollte. In der Literatur wird jedoch auch die Heilung einer Vertretung ohne Vollmacht 

unter Abs 4 subsummiert. Andere Meinungen unterstützen hingegen die Argumentation für diesen 

Fall eine Anknüpfung gem Abs 2 vorzunehmen.135 Als Mittelweg könnte hierbei folgendes Vor-

gehen dienlich sein, dass strikt nur die Haftung unter Abs 4 anzuknüpfen ist, die Heilung durch 

den Geschäftsherrn, die Folgen der Nichtgenehmigung sowie der Widerruf einer Genehmigung 

strikt direkt nach Abs 2 zu beurteilen sind.136 

 

Auch der Zeitrahmen der Vertretungsmacht sowie das Erlöschen bestimmen sich nach dieser Kol-

lisionsnorm. Hierbei ist es weitgehend unstrittig, dass sowohl das Erlöschen mittels Erklärung 

durch den Geschäftsherrn, wie aber auch das Erlöschen kraft Gesetz von dieser Norm umfasst 

sind.137 

 

Die Geschäftsfähigkeit selbst, beurteilt sich wie im österreichischen IPRG und deutschen EGBGB 

nicht nach dem Vollmachtsstatut per se, sondern ist auch im schweizer IPRG gesondert anzuknüp-

fen.138 Was hingegen sehr wohl in die Kollisionsnorm des Art 126 sIPRG hineinfällt, ist die Beur-

teilung in welchem Ausmaß der Vertreter handlungsfähig sein muss.139 Als Beispiel ist es nach 

                                                           
133Berger, Das Statut der Vollmacht 145ff. von Cammerer, Die Vollmacht für schuldrechtliche Geschäfte im deut-
schen IPR, RabelsZ 1959, 210. 
134 BGE 88 II 194 E 3; BGE 100 II 207 f E 4; Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2 (2000) Rz 1029. 
135 Für die Anknüpfung nach Abs 2: Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 27; Für die 
Anknüpfung nach Abs 4: Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2 Rz 1032 bei FN 51. 
136 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 53. 
137 Berger, Das Statut der Vollmacht 152; von Cammerer, RabelsZ 1959, 201 (215); Schöneberger/Jäggi, Kommen-
tar zum Schweizer Zivilrechtsbuch³ V (1973) Rn 166. 
138 Für die Beurteilung der Geschäftsfähigkeit ist Art 35f sIPRG einschlägig. 
139 Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2 Rz 1033.  
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österreichischem und schweizerischem Recht möglich mit beschränkter Geschäftsfähigkeit140 

rechtmäßige Handlungen als Vertreter vorzunehmen um den Geschäftsherrn zu binden.141 

 

Die oben genannten Beispiele zur Tragweite sind dementsprechend evident, da die Bestimmung 

des anzuwendenden Rechts aufgrund der Trennung des Innenverhältnisses gem Art 1 und des Au-

ßenverhältnisses gem Art 2 nachvollziehbar sein müssen. Anders ist dies aber wenn man die Frage 

nach dem Rechtsschein aufwirft und die Beurteilung des Rechtsscheins nach den Voraussetzungen 

der Vertretungsmacht gem Art 2 beurteilt. Hierbei kann der Fall auftreten, dass der Ort des Aus-

wirkens des Rechtscheins und des Handlungsortes auseinanderfallen. Sollte dies der Fall sein, wird 

in der schweizer Literatur die Meinung vertreten, dass das Recht des Handlungsortes Vorrang 

genießt.142  

 

Die Vornahme von Geschäften mit Grundstücken durch einen Vertreter richten sich bei der Beur-

teilung der Stellvertretung nach Art 126 sIPRG. Im österreichischen Recht ist die Anknüpfung der 

Stellvertretung bei dinglichen Verfügung von Grundstücken strittig. Sehr oft wird in Österreich 

dazu die starke Bindung der Publizitätsvorschriften am Lageort der jeweiligen Liegenschaft als 

Argument genannt, um das anzuwendende Recht dementsprechend zu wählen und eine Anknüp-

fung am Stellvertretungsstatut zu vermeiden.143 

6. Rechtsvergleichung  

Im folgenden Kapitel werden das deutsche, das schweizer und das österreichische Recht zum 

Thema Stellvertretung anhand von Anknüpfungsmerkmalen verglichen. Dieser Teil der Arbeit 

weist vergleichend den aktuellen Stand des deutschen EGBGB auf, sowie den historischen Stand 

der damals geltenden Rechtsfortbildung vor Gesetzesänderung des Art 8 EGBGB. 

                                                           
140 Im schweizer Recht „bloss urteilsfähig“. 
141 P. Bydlinski, Bürgerliches Recht Allgemeiner Teil7 (2016) Rz 9/22; Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 I  (2006) 
201. 
142 Berger, Das Statut der Vollmacht 118f; Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2 Rz 1030, Kel-
ler/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 40. 
143 Cornut, Der Grundstücksverkauf im IPRG, Dissertation Basel 1987 89; Keller/Girsberger, Züricher Kommentar 
zum IPRG2 Art 126 Rn 35; a.A. Berger 122, Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2 Rz 1023.   
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6.1. Innenverhältnis 

Von § 49 öIPRG ist nur das Verhältnis zwischen dem Geschäftsherrn und dem Stellvertreter zum 

Dritten, das so genannte Außenverhältnis, umfasst. In der Literatur sind hierzu aber mehre Mei-

nungen vertreten, welche teilweise auch das Innenverhältnis am Vollmachtsstatut anknüpfen 

möchten. Verschraegen vertritt die Meinung, dass eine strikte ausschließliche auf die direkte oder 

unmittelbare Stellvertretung beschränkte Anwendung durch die Sonderanknüpfung des § 49 

öIPRG gegeben ist.144 Auch Schwimann folgt dieser Ansicht und subsummiert ausschließlich die 

Fragestellung ob das erfolgte Handeln des Vertreters, den Geschäftsherr oder aufgrund fehlender 

Vertretungsmacht den Vertreter bindet.145 Schwind versteht den § 49 Abs 1 öIPRG ähnlich, weist 

aber, aufgrund der systematischen Stellung und der Begrenzung des Anwendungsbereiches auf 

das Schuldrecht, darauf hin, dass innerhalb des Schuldrechts ein unbegrenzter Anwendungsbereich 

von dieser Norm umfasst ist und daher auch die mittelbare Stellvertretung bzw das Innenverhältnis 

umfasst sein müssen.146 Der Großteil der Lehre und Literatur subsummieren rein die Beurteilung 

des Außenverhältnisses unter § 49 öIPRG um jenes Recht ermitteln zu können, ob die Stellvertre-

tung korrekt zustande gekommen ist. Das Innenverhältnis zwischen Geschäftsherr und Stellver-

treter ist daher anhand der Ermächtigung, dem Auftrag, dem Dienstvertrag oder der Treuhand zu 

ermitteln, und nicht nach dem Vollmachtsstatut.147 

 

Anders als in Österreich erfolgt nach dem schweizer Recht die Anknüpfung des Innenverhältnisses 

nicht gesondert. Es unterliegt dem Statut des der Vollmacht zugrundeliegenden Rechtsverhältnis-

ses – zum Beispiel des Kommissionsvertrags, Arbeitsvertrags bzw generell ausgedrückt ein Ver-

trag zur Vornahme einer Rechtshandlung.148 Wie bereits oben einführend erwähnt, muss im 

schweizer IPRG die Anknüpfung des Innen- und Außenverhältnisses nicht durch zwei verschie-

dene Kollisionsnormen erfolgen. Sowohl Lehre als auch Judikatur sind sich einig, dass die An-

knüpfung nicht separat, sondern unselbständig durch das Vollmachtsstatut erfolgt.149 Durch die 

allgemeine Anknüpfung nach Art 126 sIPRG unterliegt auch das Innenverhältnis dem Statut der 

Vollmacht. Anders ausgedrückt kann gesagt werden, dass das Innenverhältnis akzessorisch durch 

die Rechtsbeziehung des Grundverhältnisses bestimmt wird.150 Dieses Grundverhältnis gibt somit 

                                                           
144 Verschraegen in Rummel3, § 49 IPRG Rz 1; Schwind, IPR 224.  
145 Schwimann, Internationales Privatrecht3 62.  
146 Schwind, IPR RZ 463. 
147 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 2/34; Verschraegen, Internationales Privatrecht Rz 
540; Schwind, IPR Rz 461. 
148 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 16. 
149 Berger, Das Statut der Vollmacht im schweizer IPR mit vergleichender Berücksichtigung Deutschlands, Frank-
reichs, Englands sowie der internationalen Verträge und Vertragsentwürfe 131 ff; Schöneberger/Jäggi, Kommentar 
zum Schweizer Zivilrechtsbuch³ V N154. 
150 Schnyder/Liatowitsch Internationales Privat und Zivilverfahrensrecht Rz 597.  
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vor, welches Recht für die Prüfung der Begründung, des Umfangs, der Dauer bzw das Ende der 

Vollmacht anzuwenden ist. Des Weiteren wird durch das auf dem Grundverhältnis basierende In-

nenverhältnis auch die Zulässigkeit einer Selbstkontraktion, die Doppelvertretung im Verhältnis 

zwischen Geschäftsherrn und dem Vertreter sowie die Haftung des Vertreters zum Geschäftsherrn 

beurteilt.151   

 

Auch das deutsche IPRG unterscheidet scharf zwischen dem Innen- und Außenverhältnis, analog 

zum Sachrecht dieses Staates.152 Auch ist diese Trennung nach dem EGBGB vorzunehmen, wenn 

das anwendbare ausländische Sachrecht diese Unterscheidung nicht vornimmt.153 

Daher knüpft das Verhältnis zwischen Geschäftsherrn und Vertreter nicht am Vollmachtsstatut an, 

sondern wird gem dem Statut des Innenverhältnisses gesondert angeknüpft, zB auf Grundlage des 

vorliegenden Auftrages oder des Dienstvertrages.154 Dies ist durch das zutreffende Argument zu 

unterstreichen, dass das Innenverhältnis nicht für den Umfang der Vertretungsmacht maßgebend 

ist, sondern vielmehr darüber entscheidet, welche Rechte und Pflichten sich für den Vertreter aus 

dem zugrundeliegenden Vertrag ergeben.155 

Diese Ausführungen galten sowohl für die alte Rechtsprechung auf dem Gebiet der Stellvertre-

tung, sowie für den neuen Art 8 EGBGB welcher ebenso keine Subsumtion des Innenverhältnisses 

zulässt.  

6.2. Außenverhältnis  

6.2.1. Subjektive Anknüpfung 

6.2.1.1. Rechtswahl 

Unter Rechtswahl versteht man die Wahl des anzuwendenden Rechts. Konkret im Bereich der 

Stellvertretung, entspricht dies der Wahl des geltenden Rechts auf das Außenverhältnis der Stell-

vertretung. Grundsätzlich ist diese Möglichkeit der Rechtswahl durch die IPR-Gesetze vieler Staa-

ten gewährleistet. Darunter sind das österreichische Recht gem § 49 Abs 1 öIPRG, das deutsche 

Recht gem Art 8 Abs 1 EGBGB, das spanische Recht gem Art 10 Abs 11 c.c. und das bulgarische 

Recht gem Art 62 Abs 3 IPRG zu nennen. 156  

                                                           
151 Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2  Rz 1011 f. 
152 Reitmann/Martiny, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7.369. 
153 Spellenberg in Münchner Kommentar6 X (2015), vor Art 11 EGBGB Rz 8.  
154 Spellenberg in Münchner Kommentar6, vor Art 11 EGBGB Rz 59; anders OLG München, IPRax 1990,   320 
(322).   
155 Spellenberg in Münchner Kommentar6, vor Art 11 EGBGB Rz 58. 
156 Reitmann/Martiny, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7.376. 
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Bei der ausdrücklichen Rechtswahl ist der große Vorteil gegeben, dass von Anfang an Rechtssi-

cherheit in Bezug auf das anzuwendende Recht auf Grundlage der Rechtswahlvereinbarung für 

alle beteiligten Parteien besteht.157 Diese Rechtssicherheit deckt nicht nur den Geschäftsherrn und 

dem von ihm bevollmächtigten Vertreter, sondern deckt insbesondere den Drittkontrahenten, so-

fern dieser rechtzeitig – vor Geschäftsabschluss – über die Rechtswahl informiert wurde. Dies 

kann durch Vorlage der Vollmachtsurkunde gegenüber dem Dritten oder durch eine mündliche 

Willenserklärung des Geschäftsherrn oder seines Vertreters an den Dritten erfolgen.158 Des Wei-

teren spricht für eine Rechtswahl durch den Geschäftsherrn, dass weder der Dritte noch der Ver-

tretene durch eigene Wahl des anzuwendenden Rechts in die Rechtssphäre des Geschäftsherrn 

eindringen können. Mit anderen Worten kann der Geschäftsherr allein durch Rechtswahl über den 

Umfang und die Zulässigkeit der von Ihm an den Vertreter übertragenen Vollmacht entscheiden.159 

 

In Österreich kommt der Rechtswahl sehr große Bedeutung zu, da diese Möglichkeit von Anfang 

an im Vollmachtsstatut des § 49 Abs 1 öIPRG kodifiziert wurde. Gem diesem § 49 Abs 1 öIPRG 

kann das anzuwendende Recht durch den Geschäftsherrn gewählt werden, sofern dies ausdrück-

lich, schlüssig und in einer für den Dritten erkennbaren Weise erfolgt.160 Selbstverständlich ist 

gem dem Größenschluss auch eine gemeinsame Vereinbarung des anzuwendenden Rechts durch 

alle drei Parteien möglich.161 Für eine schlüssige Erklärung ist gem dem österreichischen Gesetz, 

eine nach den Umständen gänzlich zweifelsfreie Erklärung notwendig. Eine gänzlich zweifelsfreie 

Erklärung könnte durch Konkretisierung einer Norm eines bestimmten Rechts in der Vollmachts-

erklärung dargestellt werden. Der österreichische Oberste Gerichtshof entschied dazu, dass wenn 

in einer Vollmachtserklärung eine Beschränkung des deutschen § 181 BGB ausgeschlossen wird, 

von der Wahl des deutschen Rechts auszugehen ist, da eine deutsche Rechtsnorm in der Voll-

machtserklärung genannt wurde und somit Rückschlüsse auf die Rechtswahl des deutschen Rechts 

möglich sind.162 

 

Wie aus dem Abs 1 hervorgeht, wird für die Wirksamkeit der Rechtswahl die Erkennbarkeit für 

den Dritten vorausgesetzt. Keine Voraussetzung hingegen, stellt gem österreichischem IPRG die 

Zustimmung des Dritten dar. Die klare Erkennbarkeit für den Dritten ist ausreichend und liegt 

jedenfalls vor, wenn dem Dritten die Erklärung zugegangen ist. In allen weiteren Fällen muss im 

                                                           
157 Schotten/Schmellenkamp, das internationale Privatrecht in Notarieller Praxis² (2007) Rz 92; Schwarz, RabelsZ 
2007, 729 (774 ff). 
158 Looschelders, Internationales Privatrecht (2003) Rz 12. 
159 von Bar, Internationales Privatrecht II (1991), Rz 586. 
160 OGH 28.9.1989, 8 Ob 48/89.  
161 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 2/35. 
162 OGH 28.9.1989, 8 Ob 48/89. 
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Einzelfall die Erkennbarkeit für den Dritten geprüft werden, wobei eine faktische Kenntnis nicht 

erforderlich ist.163 Eine zumutbare Erkennbarkeit für den Dritten ist ausreichend, jedoch muss 

diese fallspezifisch beurteilt werden, da zum Beispiel Branchenkenntnisse die Erkennbarkeit er-

leichtern, Sprachunterschiede die Schwierigkeit der Erkennbarkeit einer solchen Rechtswahl hin-

gegen erhöhen.164 Als genügend wird eine Erkennbarkeit in Österreich bei zumutbarer Aufmerk-

samkeit angesehen.165 Kann die Erkennbarkeit nicht erwartet werden, ist die Ermittlung des anzu-

wendenden Rechts gem § 49 Abs 2 und Abs 3 öIPRG vorzunehmen. Sollte die Erklärung vom 

Geschäftsherrn widerrufen werden, ist eine Wirkung dieser Widerrufung nur in die Zukunft mög-

lich. Die Wirkung der Rechtswahl tritt mit Zugang beim Vertreter und mit Erkennbarkeit beim 

Dritten ein.166 

Von besonderer Wichtigkeit ist, dass eine Rechtswahlerklärung des Geschäftsherrn, welche dem 

Dritten nicht bekannt ist bzw nicht bekannt sein kann, in Österreich als schwebend unwirksam gilt. 

Sollte kein bestimmtes Recht im Vorhinein durch den Geschäftsherrn gewählt worden sein, ist 

eine nachträgliche Genehmigung nur durch Zustimmung aller Parteien möglich.167 Wird die 

Rechtswahl nur vom Geschäftsherrn und vom Dritten getroffen, muss diese dem Vertreter mitge-

teilt werden. Eine Vereinbarung des anzuwenden Rechts zwischen dem Vertreter und dem Ge-

schäftsherrn muss somit gem § 49 Abs 1 öIPRG dem Dritten zumindest erkennbar gemacht wer-

den.168  

 

Die Beurteilung ob die Vollmachtserteilung inklusive der Rechtswahl einer gewissen Form bedarf 

ist im österreichischem Recht getrennt nach § 8 öIPRG anzuknüpfen und wird nicht nach dem 

Vollmachtsstatut beurteilt.169 Ob eine Rechtswahlerklärung mündlich oder schriftlich zu erfolgen 

hat, ist aus der Literatur nicht klar zu entnehmen, da hierbei vordergründig auf die bloße Erkenn-

barkeit unter Berücksichtigung der Schlüssigkeit einer Erklärung gem § 863 ABGB abgestellt 

wird.170 Dieser Norm folgend, ist auch eine mündliche Erklärung zulässig. Wie aber schon oben 

erwähnt, ist auch hier eine konkludente Vereinbarung zB durch Auslegung einer Vollmachtsur-

kunde möglich, wenn auf einen bestimmten Paragrafen eines bestimmten Rechts verwiesen wird. 

 

                                                           
163 Verschraegen in Rummel3 § 49 IPRG Rz 9. 
164 Schwind, IPR 1990, 225. 
165 Schwimann, Grundriß des internationalen Privatrechts (1982) 93; Schwind, IPR 1990, 225. 
166 Reichert-Facilides, ÖJT 1979, 43. 
167 Verschraegen in Rummel3 § 49 IPRG Rz  7; nun so auch Art 8 EGBGB.  
168 Reichert-Facilides, ÖJT 1979, 42, Schwimann, Grundriß des internationalen Privatrechts 93. 
169 Verschraegen in Rummel3 § 49 IPRG Rz 6.  
170 Verschraegen in Rummel3 § 49 IPRG Rz 7. 
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Die Wahl des Rechtes im Außenverhältnis, ist alleine durch den Geschäftsherrn nach dem öster-

reichischen Recht möglich und explizit in § 49 Abs 1 öIPRG determiniert. Im schweizer IPRG ist 

diese Möglichkeit im Vollmachtsstatut gem Art 126 sIPRG nicht determiniert. Eine Rechtswahl 

ist zwar laut Art 116 sIPRG möglich, erfordert aber die Zustimmung des Dritten, da der Dritte an 

diese Wahl durch den Geschäftsherrn gebunden wird.171 Aus Sicht der schweizer Literatur wird 

dies dahingehend argumentiert, dass kein Dritter sich die Anwendung eines fremden Rechts an-

maßen muss, ohne dieser im Vorhinein zugestimmt zu haben.172 Als Parallele zum österreichi-

schen Recht, in dem Dritten die Rechtswahl erkennbar gemacht werden muss, ist es im schweizer 

Recht zwar grundsätzlich nur mit Zustimmung möglich, ein Recht als das anwendbare Recht zu 

definieren, jedoch kann die Zustimmung auch in der Schweiz stillschweigend erfolgen. Eine still-

schweigende Zustimmung tritt ein, wenn der Dritte der offengelegten Rechtswahl nicht wider-

spricht und das Geschäft unter Kenntnis der Rechtswahl abschließt.173 

Diese Vorgehensweise resultiert auch aus dem Art 14 HSTÜ und dem Art 7 Abs 3 Rom-I VO-E. 

Diese zwei Paragraphen sehen eine zweiseitige Rechtswahl für ein rechtmäßiges Zustandekom-

men der Rechtswahl für erforderlich an. Wohl angemerkt sei auch hier, dass auch die Zustimmung 

zur Rechtswahl konkludent erfolgen kann, indem der Dritte in Kenntnis über die Rechtswahl das 

Hauptgeschäft mit dem Vertreter abschließt.174 

 

Vor der Einführung des Art 8 EGBGB wurde im deutschen Rechtkreis, die Möglichkeit der 

Rechtswahl zwar nicht explizit in einem Gesetzt verankert, jedoch von der einschlägigen Literatur 

aber bereits als unstrittig zulässig erachtet.175  

Angemerkt sollte hier sehr wohl werden, dass eine höchstgerichtliche Entscheidung zu diesem 

Thema bis zur Einführung des neuen Art 8 EGBGB fehlte.176 Die grundlegende Akzeptanz hat die 

Rechtswahl hingegen von den Oberlandesgerichten in Deutschland erfahren.177 Nicht hinreichend 

geklärt und strittig ist, ob die einseitige durch den Geschäftsherrn erfolgte Erklärung vom Dritten 

eine Zustimmung erfordert bzw mit dem Dritten vereinbart werden muss.178 Wie bereits oben an-

geführt ist dies in Österreich nicht erforderlich, sondern die Erkennbarkeit dieser Vereinbarung für 

                                                           
171 Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2  Rz 1025. 
172 Grundsatz kodifiziert in Art 105 Abs 1 Satz 2 sIPRG sowie Art 146 Abs 2 sIPRG mit analogen Anwendung auf 
Art 126 sIPRG. 
173Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2  Rz 1025. 
174 Schwarz, RabelsZ 2008, 781ff; Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7379. 
175 Spickhoff, RabelsZ 2016, 497; von Bar, Internationales Privatrecht II Rz 457; Schwarz, RabelsZ 2007, 774 ff; 
Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7376.  
176 Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht, Rz 7376. 
177 OLG Karlsruhe 8.5.1998 -10 U 259/97, MDR 1998, 1470; OLG Hamburg 15.12.1988 – 6 U 11/88, IPRspr. 1988, 
Nr. 36=TranspR 1989, 70,72. 
178 Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7376. 
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den Dritten ist ausreichend. In der Schweiz ist dies nur bedingt durch die Kenntnis und die kon-

kludente Zustimmung möglich. 

Zieht man das Haager Stellvertretungsübereinkommen gem Art 14 HStÜ und den Entwurf des Art 

7 Abs 3 Rom-I Verordnung zur Stellvertretung heran, müsste man Aufgrund des Wortlautes „von 

der anderen Partei ausdrücklich anerkannt“ von einer dementsprechenden Vereinbarung mit dem 

Drittkontrahenten ausgehen.179 Der deutschen Literatur folgend, war es aber nicht unbedingt rich-

tig eine Vereinbarung zwischen Geschäftsherrn und Dritten als einzig möglichen Weg anzuerken-

nen.180 Denn wie bereits einführend zu diesem Kapitel „Rechtswahl“ erwähnt, sollte es dem Ge-

schäftsherrn alleine zustehen, über den Umfang seiner erteilten Vollmacht durch eine Rechtswahl 

zu entscheiden. Als weiteren wichtigen Grund wurde in der Literatur das zutreffende Argument 

verwendet, dass der Dritte bei einer Verhandlung des Vollmachtumfangs zwischen Geschäftsherrn 

und Vertreter niemals eine Rollen spielen würde, da dieser durch die Vollmacht bei Erteilung we-

der berechtig noch verpflichtet wird und eine Vollmacht nicht immer für ein spezifisches Geschäft 

mit einem Drittkontrahenten erteilt wird, sondern – wie nicht unüblich – sich auch auf längere 

Dauer für mehrere Geschäfte erstrecken kann.181  

 

Um den VS zu gewährleisten, ist dem österreichischen Recht folgend, eine Rechtswahl nur dann 

gültig wenn diese für den Dritten zweifelsfrei erkennbar ist. Dies kann durch Vorlage oder Mittei-

lung durch den Geschäftsherrn oder durch seinen Vertreter erfolgt sein.182 

Damit soll gewährleistet werden, dass der Dritte den Geschäftsabschluss mit dem Vertreter ableh-

nen kann, sollten aus seiner Sicht Bedenken aufgrund der Rechtswahl entstehen oder die Interessen 

des Dritten nicht ausreichend gewahrt bleiben.183 Die hM in Deutschland184 unterstützte die Gül-

tigkeit einer mündlichen Rechtswahlerklärung, wobei die Mindermeinung – in Anbetracht der Art 

14 HStÜ und Art 7 Abs 3 Rom I-VO – dem Erfordernis einer schriftlichen Vereinbarung folgte.  

 

Der Regelungsvorschlag des Deutschen Rates185 des neuen Vollmachtsstatut im deutschen EG-

BGB, sah bereits in seiner ersten veröffentlichten Fassung – dem Referentenentwurf186 - in Art 8 

                                                           
179 Spellenberg in Münchner Kommentar6, vor Art 11 EGBGB Rz 86 ff.  
180 Looschelders, Internationales Privatrecht Anh zu Art 12 EGBGB Rz 12; Reithmann/Martiny/Hausmann, Interna-
tionales Vertragsrecht8 Rz 7376. 
181 Schwarz, RabelsZ 2007, 778 ff.  
182 Looschelders, Internationales Privatrecht Rz 12. 
183 Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7.378. 
184 Spellenberg in Münchner Kommentar6, vor Art 11 EGBGB Rz 84, anders: Schwarz, RabelZ 2007, 784.   
185 Abrufbar unter http://www.bmjv.de/sharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/. 
Internationales_Privat_und_Zivilverfahrensrecht.html. 
186 Abgedruckt in von Hein, IPRax 2015, 580f. 
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Abs 1 EGBGB–DR die Rechtswahl an der Spitze der Norm vor.187 Die bereits früher kritisch be-

trachtet Gebrauchsortanknüpfung, wurde aufgrund der wachsenden Nutzung von Mobiltelefonen 

und Internet in letzter Zeit zu einem noch größer werdenden Problem. Gerade bei dieser Nutzung 

von neuen Kommunikationslösungen wurde die Lokalisierbarkeit des „Gebrauchsortes“ immer 

schwieriger. Genau hier kann der Gesetzgeber mit Hilfe der Rechtswahl durch die Parteien versu-

chen, im Vorhinein eine solche aufwändige Lokalisierung zu unterbinden. Weiters ist als Grund 

für die Aufnahme der Rechtswahl in den Gesetzesentwurf zu nennen, dass auch die Rechtwahl 

mehr und mehr an Wichtigkeit im europäischen Kollisionsrecht188 gewann.189 Aus diesem Rege-

lungsvorschlag geht ebenfalls hervor, dass eine Schriftform für die Rechtswahl nicht erforderlich 

ist, sondern rein eine positive Kenntnis des Vertreters und des Dritten für ausreichend erachtet 

wird. Weiters wurde vorgesehen, dass die Rechtswahl durch den Geschäftsherrn jedenfalls vor der 

Ausübung der Vertretungsmacht durch den Vertreter zu erfolgen hat und eine nachträglich Rechts-

wahl nur durch Konsens aller drei Parteien erfolgen kann.  

 

Die vom Bundesministerium beschlossene Norm folgt der des Regelungsvorschlags des Deut-

schen Rates und setzt für die einseitige Rechtswahl voraus, dass die Rechtswahl durch den Ge-

schäftsherrn, vor der Ausübung der Vertretungsmacht, durch den Vertreter erfolgte und sowohl 

Vertreter wie auch dem Dritten bekannt sein muss. Wichtig dabei ist, dass das Rechtsgeschäft der 

Vollmachtserteilung und das Rechtsgeschäft mit dem Dritten in diesem Zusammenhang strikt zu 

trennen ist. Denn folgt man dem Wortlaut der neuen Norm, ist eine Rechtswahl durch den Ge-

schäftsherrn auch nach Erteilung der Vollmacht gültig, solange diese vor dem Gebrauch der Ver-

tretungsmacht also vor Abschluss des eigentlichen Geschäftes mit dem Dritten erfolgt. Wichtig ist 

nur, dass die Rechtswahlerklärung dem Vertreter und dem Dritten zugegangen ist und diese Par-

teien Kenntnis von der Rechtswahl erlangt haben. Durch wen und in welcher Form diese Recht-

wahlerklärung an die beiden Parteien zugegangen ist,  sollte für diese Erklärung unerheblich 

sein.190 Wie bereits im Regelungsvorschlag des Deutschen Rates vorgesehen, sieht auch die be-

schlossene Regelung kein Formerfordernis vor, da dieses Formerfordernis besonders in der heuti-

gen Zeit, bei Verwendung moderner Kommunikationsformen, redundant wird.191 Der neuen Norm 

folgend ist somit auch der Fall gedeckt, dass der Vertreter den Dritten in Kenntnis der Rechtswahl 

setzt.192 Im Vergleich zum österreichischen Recht wo die reine Erkennbarkeit als Anforderung 

                                                           
187 von Hein, IPRax 2015, 579. 
188 Rademacher, IPRax, 37, 58. 
189 von Hein, IPRax 2015, 579. 
190 Rademacher, IPRax 2017, 58. 
191 von Hein, IPRax 2015, 579. 
192 Rademacher, IPRax 2017, 58. 
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genannt wird, ist die positive Kenntnis gem deutschem EGBGB eine sehr hohe Anforderung, wel-

che für Gültigkeit der Rechtswahl vorausgesetzt wird. Die generelle Formfreiheit der Rechtswah-

lerklärung könnte als Ausgleich zu den strengen Anforderungen gesehen werden.193 

 

Die allseitige Rechtswahl wird in Art 8 Abs 1 Satz 2 und 3 geregelt. Diese ist ebenfalls nicht an 

eine Form gebunden und kann somit auch konkludent erfolgen. Wie oben im Regelungsvorschlag 

des Deutschen Rates beschrieben, ist die allseitige Rechtswahl jederzeit möglich, was auch mit-

einschließt, dass das unilaterale und objektiv bestimmte anzuwendende Recht im Nachhinein von 

den Parteien gemeinsam geändert werden kann, falls diese gegen deren Parteiinteresse läuft. 194 

 

Exkurs zur einseitigen Rechtswahl 

 

Abschließend soll zum Themenkomplex der Rechtswahl noch angemerkt werden, dass es sich bei 

der Vollmachtserklärung aufgrund der Charakteristika sehr häufig um eine einseitige Rechtswahl 

durch den Geschäftsherrn handelt. Parallelen dazu finden sich im Art 22 der ErbVO195. Dabei 

handelte es sich auch um eine einseitige Rechtswahl, welche die Wahl auf die Staatsbürgerschaften 

des Erklärenden einschränkt. Die Rechtswahl nach Art 22 der ErbVO ist aber hinsichtlich der 

Analyse ob eine konkludente Rechtswahl vorliegt an das Gemeinschaftsrecht gebunden.  

Eine konkludente Rechtswahl kommt somit gem Art 22 Abs 2 ErbVO, dann in Betracht, wenn in 

der Verfügung des Erblassers auf eine Bestimmung des Heimatlandes bezuggenommen wird oder 

er dieses in einer bestimmten Weise erwähnt196 oder auch bei der Erwähnung länderspezifischer 

Erbquoten der Angehörigen.197 Erwähnt werden darf dazu das Beispiel der konkludenten Wahl des 

österreichischen Rechts, worin der Erblasser in seiner deutschsprachigen Verfügung die in Öster-

reich gebräuchlichen Wörter „Einantwortung“ oder „Verlassenschaft“ wählte.198 Ähnlich folge der 

OGH diesem Gedanken - wie auch oben beschrieben – bei der Bestimmung des gewählten deut-

schen Rechts, als ein Deutscher Staatsbürger in Deutschland einem anderen Deutschen die Voll-

macht erteilte und darin explizit auf eine Stelle des deutschen BGB hinwies.199 

                                                           
193 Vgl. Spickhoff, Kodifikation des Internationalen Privatrechts der Stellvertretung, RabelsZ 2016,  481 (507 ff). 
194 Rademacher, IPRax 2017, 59. 
195 VO (EU) 650/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4.7.2012 über die Zuständigkeit, das anzu-
wendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Annahme und Vollstreckung 
öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur Einführung eines Europäischen Nachlasszeugnissen, ABl L 201/107.  
196 Looschelders in BGB Kommentar zur EuErbVo Art 22 Rz 28.  
197  Nordmeier, Grundfragen der Rechtswahl in der neuen EU-Erbrechtsverordnung - eine Untersuchung des Art 22 
ErbRVO, GPR 2013, 148 (152); Looschelders in BGB Kommentar zur EuErbVo Art 22 Rz 28. 
198 Max Planck Institut for Comparative and International Privat Law, RabelsZ 2010, 522 (614); Looschelders in 
BGB Kommentar zur EuErbVo Art 22 Rz 28. 
199 OGH 28.9.1989, 8 Ob 48/89. 
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Eine konkludenten Rechtswahlerklärung gem § 49 Abs 1 öIPRG, ist immer nach dem jeweiligen 

Sachrecht zu beurteilten, zB in Österreich nach § 863 ABGB.200 

 

6.2.1.2. Sach- oder Gesamtverweisung der Rechtswahlerklärung 

Gem Verschraegen und Schwimann und ihren Ausführungen, handelt es sich aufgrund der Wahl 

eines bestimmten Rechts durch den Geschäftsherrn mit oder ohne Zustimmung der anderen Par-

teien um eine Sachnormverweisung.201 Begründet wird dies mit der Anwendung des § 11 Abs 1 

öIPRG, welcher regelt, dass eine Rechtswahl des Geschäftsherrn im Zweifel nur auf das Sachrecht 

der angeführten Rechtsordnung verweist.202 Dass über diese Ansicht Einigkeit herrscht, kann zwar 

nicht ausdrücklich oder umfassend aus der einschlägigen österreichischen Literatur entnommen 

werden, es wird aber schlüssig darauf geschlossen, da keine anderen Autoren dies kommentieren 

oder anzweifeln.203 

 

In Deutschland herrscht grundlegend Einigkeit darüber dass es sich bei der Rechtswahl im Sinne 

der Privatautonomie um eine Sachnormverweisung handelt. Dies ist deshalb unstrittig, da sich die 

Gestaltung der Rechtswahl und deren Folgen bereits aus Art 4 EGBGB ergeben.204 

Einen weiteren Hinweis, warum das Vollmachtsstatut als Sachnormverweisung anzusehen ist, lie-

fert Art 20 Rom-I VO in Verbindung mit dem ursprünglich vorgesehenen Stellvertretungsstatut in 

Art 7 Rom-I VO-E. Denn wäre Artikel 7 Rom-I VO-E kodifiziert worden, wäre auch hier aufgrund 

Art 20 Rom-I VO nur eine Sachnormverweisung möglich gewesen.205  

Das jedoch stärkste Argument – ähnlich wie auch aus der österreichischen Literatur bekannt – ist 

das Argument welches verdeutlicht, dass gerade die Anknüpfung der Vollmacht in besonderer 

Weise vom Verkehrsschutz geprägt sein muss und daher eine Gesamtverweisung inkl. Rück- und 

Weiterverweisung ausschließen lässt.206 

 

Im Sinne des schweizer IPRG, scheint die Strittigkeit ob es sich um eine Gesamt- oder Sachnorm-

verweisung, handelt nicht gegeben. Dies ergibt einerseits klar aus dem Art 14 sIPRG, welcher 

regelt, dass eine Renvoi nur dann zu berücksichtigen ist wenn dies explizit im schweizer IPRG 

                                                           
200 Verschraegen in Rummel3, § 49 IPRG Rz 8. 
201 Schwimann, Internationales Privatrecht³ 63.  
202 Verschraegen in Rummel3, § 49 IPRG Rz 8; Verschraegen, Internationales Privatrecht Rz 540.  
203 Anders hingegen für die Sachnormverweisung des § 49 Abs 2 und 3: Lurger/Melcher, Handbuch Internationales 
Privatrecht  Rz 37.  
204 Spickhoff, RablesZ 2016, 529; von Hein, IPax 2015, 580; von Hein in Münchner Kommentar zu Art 4 EGBGB 
Rn 118. 
205 Spickhoff, RablesZ 2016, 528. 
206 Spickhoff, RablesZ 2016, 528. 
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kodifiziert wurde und hierfür nur wenige Anwendungsfälle207 vorhanden sind. Auch wird der Um-

stand, dass eine Sachnormverweisung im Rahmen des Vollmachtsstatutes nicht korrekt wäre, in 

der einschlägigen Literatur in keinerlei Weise behandelt.208  Weiters spricht gegen eine Renvoi, 

dass sich die schweizerische Literatur gerne am deutschen EGBGB orientiert und darin generell 

die Renvoi im Zusammenhang mit Vertragsrecht ausgeschlossen wurde.209 

6.2.2. Objektive Anknüpfung 

6.2.2.1. Bestimmungsstaat 

Österreich210 und Liechtenstein211, sind die einzigen europäischen Staaten welche sich bei der Su-

che nach dem anwendbaren Recht, auf jene Anknüpfung beziehen, welche sich nach dem Recht 

des Landes richtet, in dem der Vertreter gem dem Willen des Geschäftsherrn tätig werden sollte. 

Eine andere Bezeichnung für „Bestimmungsstaat“ ist auch der „intendiere Gebrauchsort“.212  

 

Der österreichische Gesetzgeber sieht vor, dass wenn gem § 49 Abs 1 öIPRG keine Rechtswahl 

getroffen wurde, das Recht jenes Staates zu bestimmen ist, in dem der Vertreter - gem dem für den 

Drittkontrahenten erkennbaren Geschäftsherrenwillen - „tätig werden soll“.213 Fraglich ist hierbei, 

ob dies auch schlüssig erfolgen kann. Denkbar wäre zB die Erklärung einer Vollmacht an einen 

berufsmäßigen Vertreter mit festem (Geschäfts)-Sitz, wie es der Fall bei Rechtsanwälten oder 

ständigen Handelsvertretern der Fall ist, diese Vertreter aber in einem anderen Land tätig werden. 

Die schlüssige Erklärung wird in der Literatur insofern bejaht, wenn im Zweifelsfall der Geschäfts-

sitz als jener Staat durch den Geschäftsherrenwillen erkennbar wird und als Bestimmungsstaat 

definiert werden kann.214  

 

Keine Anwendung findet diese Zweifelsregel aber, wenn im spezifischen Fall erkennbar ist, dass 

der Geschäftsherrenwille einen anderen Einsatzort als den Sitz des Vertreters vorsieht.215  

                                                           
207 Art 37 Abs 1 IPRG für das Namensrecht; Art 91 Abs 1 IPRG für das Erbrecht; Art 119 Abs 3 für Grundstücks-
verträge und Art 124 Abs 3 für die Anknüpfung der Schutzform der Verträge.  
208 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 1ff; Kropholler, Internationales Privatrecht6 
(2006) 308. 
209 Kropholler, Internationales Privatrecht6 308.  
210 § 49 im österreichischen IPRG. 
211 Art 53 im liechtensteiner IPRG.  
212 Schwarz, RabelsZ 2007, 768. 
213 OGH 8.4.1997, 4 Ob 51/97x, ZfRV 1997, 207. 
214 Verschraegen in Rummel3, § 49 IPRG Rz 10. 
215 Schwimann, Grundriß des internationalen Privatrechts 93 f.  
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Sollte der Geschäftsherr den Vertreter für mehrere Geschäfte bestellt haben, ist gem § 49 Abs 2 S 

2 öIPRG an dem vom Geschäftsherrn erkennbar gewollten regelmäßigen Tätigkeitsort des Vertre-

ters anzuknüpfen.216 Bei jenen Vertretern, welche als ständige Vertreter bestimmt werden, zB der 

Prokurist, wird für den erkennbaren Bestimmungsstaat der regelmäßige Tätigkeitsort des Vertre-

ters angenommen.217 Nichtsdestoweniger ist es aber erforderlich die Zweifelsregel als widerlegbar 

anzusehen, da der Wille des Geschäftsherrn auch bei einem ständigen Vertreter erkennen lassen 

könnte, dass sich der Einsatzort vom regelmäßigen Tätigkeitsort unterscheidet. Lässt sich aus dem 

Willen des Geschäftsherrn weder ein individueller noch ein regelmäßiger Tätigkeitsort des Ver-

treters ermitteln, ist als letzter Schritt § 49 Abs 3 öIPRG anzuwenden, was bei Handelsreisenden 

zutreffend sein könnte.218  

 

Wie direkt aus dem schweizer IPRG und dessen Vollmachtsstatut hervorgeht, wird nicht nach dem 

Bestimmungsort angeknüpft.219 In Deutschland ließ sich der Rechtsprechung eine ähnliche Ver-

wendung der Anknüpfung des Bestimmungsstaates entnehmen, welche aber der überwiegend ver-

wendeten Formulierung der dort angewandten Wirkungslandformel entspricht.220 Die hL folgte in 

Deutschland dem Gedanken, dass der Bestimmungsstaat dann als Anknüpfungspunkt dienen soll, 

wenn der Vertreter nicht in dem vom Geschäftsherrn vorgesehen Staat tätig wird, sondern seine 

Vollmacht in einem anderen Staat verwendet und der Dritten über diese Verletzung der Vertre-

tungsmacht Kenntnis haben musste.221  

Aufgrund der Kenntnis des Verstoßes durch den Dritten, wurde dieser als nicht mehr schutzwürdig 

angesehen.222 Dem folgt nun auch Art 8 Abs 5 EGBGB, der vorsieht, dass genau im Falle, dass 

der Dritte und der Vertreter wissen musste, dass von der Vollmacht nur in einem bestimmten Staat 

Gebrauch gemacht werden sollte, die Bestimmungen dieses Staates angewendet werden müs-

sen.223 

 

                                                           
216 OGH 22.10.2001, 1 Ob 49/01i, ZfRV 2003, 4 = RdW 2002, 277 = JBl 2002, 327. 
217 OGH 11.10.1995 3 Ob 64/95, SZ 68, 181. 
218 Verschraegen in Rummel3, § 49 IPRG Rz 10 letzter Satz. 
219 Art 126 sIPRG idgF. 
220 BGH 13.7.71954, NJW 1954, 1561; 5.2.1958, 558; 16.5.1975, BGHZ 64, 183 (192f); 13.5.1982; 17.11.1994, 47; 
29.3.2001, BGHZ 147, 178 (185); 3.2.2004, 1316; OLG Stuttgart 11.11.1980, 405; OLG München 10.3.1988; 
BayObLG 21.5.1999; OLG Düsseldorf 23.9.2003.  
221 Looschelders, Internationales Privatrecht Anhang zu Art 12 Rz 6; von Bar, Internationales Privatrecht II, Rz 588; 
Schwarz, RabelsZ 2007, 768.  
222 Looschelders, Anhnag zu Art 12. Rz 6. 
223 Art 8 Abs 5 EGBGB idgF. 
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Anders wäre es im Fall, wenn der Dritte nicht über die Widrigkeit Kenntnis erlangt hätte. Hierbei 

würde aus Gründen des Verkehrsschutzes der Gebrauchsort verwendet werden, da der Dritte gar 

nicht Wissen hätte können, dass der Geschäftsherr einen anderen Bestimmungsort vorsieht.224   

 

In den Einheitsrechten wie dem Haager Übereinkommen und dem Kommissionsentwurf wurde 

der Bestimmungsort zwar in den ersten Vorschlägen vorgesehen, dann aber aufgrund der oben 

angeführten Variante, dass eine Kenntnis der Überschreitung des Dritten eine Beurteilung des ma-

teriellen Rechts und nicht des Kollisionsrechtes sein sollte, herausgenommen.225 Das materielle 

deutsche und österreichische Recht würden, in so einem Fall, die Bindung des Geschäftsherrn bei 

Überschreitung des Vertreters und Kenntnis des Dritten nicht befürworten. Hierzu ist aber anzu-

merken, dass in Deutschland noch nie ein derartiger Fall entschieden wurde.226  

6.2.2.1.1. Verweisungsart des Bestimmungsortes  

In Bezug auf die Verweisungsart, wird es bei der Anwendung des Art 8 Abs 5 EGBGB auch in 

Zukunft bei der Beurteilung ob es sich um eine Sachnorm- oder Gesamtverweisung handelt, nur 

wenig Unklarheiten geben. Dies ist auf die explizite Benennung der Sachnormverweisung in Abs 

5 zurückzuführen. Anders aber in Österreich, bei der die Frage, ob es sich bei der Anknüpfung am 

Bestimmungsstaat um eine Sach- oder Gesamtverweisung handelt, strittig ist. Verschraegen weist 

darauf hin, dass es sich nur um eine Sachnormverweisung handeln kann, da ansonsten ein Wider-

spruch in Bezug auf den Normzweck und den VS bestehe.227 Anderer Ansicht ist hier Schwimann, 

der die Gesamtverweisung durch § 5 öIPRG als korrekte Verweisungsart vorsieht.228 Untermauert 

wird die Ansicht von Schwind dahingehend, wenn man diesen Fall aus Sicht des Dritten betrachtet. 

Für den Dritten wäre es wohl sehr willkürlich sich der Anwendung eines Rechtes zu unterwerfen, 

welche auf der Bestimmung durch den bloßen Willen eines anderen (des Geschäftsherrn) be-

ruht.229 ME ist die Argumentation von Schwimann zwar zutreffend, jedoch muss berücksichtigt 

werden, dass die Erkennbarkeit des Bestimmungsorts für den Dritten auf jeden Fall gegeben sein 

muss. Daher spricht es aus meiner Sicht viel mehr für eine Sachnormverweisung, denn gerade die 

Sachnormverweisung verwirklicht die Anwendung des Rechts jenes Ortes, den auch der Dritte 

                                                           
224 Staudinger/Magnus, Einleitung zu Art 27-37 EGBGB (2002) Rn A 21; Looschelders, Internationales Privatrecht 
Anhnag zu Art 12 Rz 6.  
225 Vgl. Art 11 II Variante B der Preliminary Draft Convention on the Law Applicalbe to Agency, in: Act. Doc. La 
Haye 13. Sess. 1976, 78: Wusste der Dritte um die abredewidrige Vertretungsbefugnis, sollte das Niederlassungs-
recht des Prinzipals zur Anwendung kommen lassen.  
226 Schwarz, RabelsZ 2007, 769. 
227 Verschraegen in Rummel3 § 49 IPRG Rz 10. 
228 Schwimann, IPR3 93f. 
229 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 37. 
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kennen musste. Daher dürfte es für den Dritten auch keine große Überraschung darstellen, wenn 

das Recht dieses Ortes für die Beurteilung herangezogen wird. 

6.2.2.2. Gebrauchsort 

Die Anknüpfung nach dem Gebrauchsort wird in der österreichischen Literatur als die „grundsätz-

liche Anknüpfung“ beschrieben, da sie als Auffanganknüpfung dient.230 In der deutschen Literatur 

wird sie als Regelbindung beschrieben, da sie auch im Sinne des Haager Übereinkommens und 

des damaligen Entwurfes zur Rom-I VO, das wichtigstes Anknüpfungsmerkmal per se dar-

stellte.231 Demgemäß wurde dieses Merkmal auch in der deutschen Rechtsprechung häufig ange-

wandt. 232 Ebenfalls kennt auch das schweizerische IPRG die Anknüpfung des Gebrauchsortes 

welche in Art 126 Abs 2 Satz 4 verankert ist.233 

Das Anknüpfungsmerkmal des Gebrauchsortes ist das weltweit verbreitetste Merkmal.234 

 

In Österreich ist § 49 Abs 3 öIPRG anzuwenden, wenn weder eine Rechtswahl gem Abs 1 getrof-

fen wurde noch ein erkennbarer Geschäftsherrnwille oder ein regelmäßiger Tätigkeitsort gem Abs 

2 vorliegt.235 Sofern nichts anderes vorliegt, bestimmt also grundlegend Abs 3, welches Recht 

welches Staates maßgebend ist, in dem jener Ort herangezogen wird, in dem die Handlung vom 

Vertreter im Konkreten gesetzt wurde. Hierbei wird vom Recht des Gebrauchsortes der Vollmacht 

gesprochen.236  

Anzudenken wäre, dass verschiedene Handlungen in verschiedenen Ländern gesetzt werden um 

einen Vertrag zu schließen, wenn zum Beispiel vorgelagerte Routinebesprechung, die Unterzeich-

nung von Vorverträgen und die endgültige Vertragsunterzeichnung in verschiedenen Ländern er-

folgen. Ist dies der Fall, ist gem §1 Abs 1 öIPRG im speziellen Fall die stärkste Beziehung zu 

ermitteln und diese für die Ermittlung des anzuwendenden Rechts heranzuziehen.237  

 

                                                           
230 Schwind, IPR Rz 461. 
231 von Bar, Internationales Privatrecht II Rz 586 Schwarz, RabelsZ 2007, 756. 
232 BGH 9.12.1964, BGHZ 43, 21 (26); 26.4.1990, NJW 1990, 3088; OLG Sachsen-Anhalt 8.12.1998 – Az 11 U 
202/98 (unveröffentlicht). 
233 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 6. 
234 Argentinien, Frankreich, Niederlande, Portugal: Art 11 II HStÜ; Belgien: Art 108: Art 108 Satz 1 CDIP; Bulga-
rien: Art 62 II IPRG; China: Art 71 II 2 Modell-IPRG; Estland: §9 I IPRG; Italien: Art 60 I 2 legge 31.5.1995, 
n.218; Liechtenstein: Art 53 III IPRG; Litauen: Art 1.40 Satz 2 C.k.p.; Korea: Art 18 II a.E. Gukjesabeob; Quebec: 
Art 3116 2. Halbsatz C.c.Q.; Angola: Art 39 I C.c.; Mosambik: Art 39 I C.c.; Art 5 der Inter-American Convention 
on the Legal Regime of Powers of Attorney tob e Used Abroad, abgedr. in RabelsZ 44 (1980) 377, dazu Samtleben, 
Die Interamerikanischen Spezialkonferenzen für Internationales Privatrecht: edb. 257, 278 ff.  
235 Schwind, IPR Rz 461.  
236 Verschraegen in Rummel3, § 49 IPRG Rz 11; SZ 56/7; IPRG 2/19; ZfRV 1987, 205; 2003, 22[27] = RdW 
2002/277 = JBl 2002, 327; ZfRV-LS 2003/7. 
237 Verschraegen in Rummel3 § 49 IPRG Rz 11. 
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In der Schweiz kommt die Anknüpfung des Gebrauchsortes nur dann zu Anwendung, wenn eine 

Erkennbarkeit der Geschäftsniederlassung des Vertreters gem Art 126 Abs 2 Satz 1 sIPRG im 

Einzelfall ausgeschlossen wird, oder der Vertreter gar keine Niederlassung hat. Daraus folgend ist 

die sogenannte „Reserveanknüpfung“ maßgebend, welche nach dem Ort anknüpft an dem der Ver-

treter „hauptsächlich“ handelt.238 Dies ist jener Ort an dem der Vertreter den Schwerpunk seiner 

Tätigkeiten setzt und für den Geschäftsherrn das bestimmte Geschäft schließt.  

Im Zweifel gibt es hierfür folgende Anhaltspunkte: 

• Ort an dem der Vertreter das Rechtsgeschäft mit dem Dritten abgeschlossen wurde239 (auch 

bei Kollektivvertretung anzuwenden wenn die Vertreter in verschiedenen Ländern han-

deln240) 

• Ort an dem der Vertreter Willenserklärungen abgibt oder entgegennimmt im Falle eines 

Geschäftes über Distanz241 

• Ort an dem die Vertragsverhandlungen geführt worden sind, sofern diese zeitintensiv und 

vielzählig waren. Hierbei genießt der Ort der Verhandlungen Vorrang gegenüber dem Ort 

der Abgabe der Willenserklärung242  

• Ort an dem das Rechtsgeschäft mit dem Dritten abgeschlossen wurde, im Falle das mehrere 

Vertreter in verschiedenen Ländern für eine und dasselbe Geschäft tätig werden.243 

 

Wichtig nach dem schweizer Recht ist bei der Anknüpfung am Gebrauchsort, dass keinerlei sub-

jektive Elemente in die Beurteilung des Gebrauchsortes mit einfließen. Daher ist es keines Falls 

maßgeblich ob der Handlungsort für den Dritten erkennbar war oder der Vertretene nicht mit dieser 

Art der Anknüpfung gerechnet hat.244  

Wie vorhin beschrieben, ist nach deutschem Recht, bei einer Überschreitung der Vertretungsmacht 

und Kenntnis des Dritten dieser Überschreitung, jener Ort als Anknüpfungsmerkmal zu verwen-

den, welcher dem Willen des Geschäftsherrn entspricht. 

                                                           
238 Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2  Rz 1021. 
239 Schöneberger/Jäggi, Kommentar zum Schweizer Zivilrechtsbuch³ V Rn 165. 
240 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 45. 
241 Ebenfalls Schöneberger/Jäggi, Kommentar zum Schweizer Zivilrechtsbuch³ V Rn 165. 
242 Berger, Das Statut der Vollmacht im schweizer IPR mit vergleichender Berücksichtigung Deutschlands, Frank-
reichs, Englands sowie der internationalen Verträge und Vertragsentwürfe 113. 
243 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 45; anderer Ansicht ist Berger, Das Statut der 
Vollmacht im schweizer IPR mit vergleichender Berücksichtigung Deutschlands, Frankreichs, Englands sowie der 
internationalen Verträge und Vertragsentwürfe 151. 
244 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 45. 
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Anders ist dies gem dem schweizer IPR, da hier keine subjektive Beurteilung mit einfließt, wonach 

auch wenn der Dritte die Überschreitung der Vertretungsmacht des Vertreters erkennt, der Ge-

brauchsort als Anknüpfungspunkt heranzuziehen ist.245 

 
Deutschland sah den Gebrauchsort dann als anknüpfungsrelevant an, wenn die Vollmacht zum 

Gebrauch in einem spezifischen Land an den Vertreter erteilt und dieser die Vertretungsmacht dort 

tatsächlich verwendet.246 Dieser Gebrauchsort wurde aber erst dann angewandt, wenn keine 

Rechtswahlerklärung existiert und keine Sonderanknüpfungen für einen bestimmten Fall einschlä-

gig waren. Als Gebrauchsort gilt gem der deutschen Rechtsprechung jener Ort, an dem der Vertrag 

unter Anwesenden geschlossen wurde. Sollte der Fall eingetreten sein, dass der Vertrag nicht unter 

Anwesenden, sondern unter Abwesenden geschlossen wurde, gilt jener Ort als maßgeblich, an 

dem der Vertreter seine Erklärung abgegeben hat. Selbiges im Falle eines Distanzgeschäftes – zB 

Telefax, E-Mail oder Telefon –wo jener Ort als Gebrauchsort galt, an dem der Vertreter seine 

Erklärung abgibt. Dies gilt ebenfalls für Internet-Geschäfte, für welche der Ort der Eingabe der 

Erklärung als Gebrauchsort galt. Nur bei einer reinen Empfangsvertretung, wird jener Ort maß-

geblich an dem die Willenserklärung des Dritten dem Vertreter zugeht.247     

Bei einer erteilten Vollmacht, welche ein größeres Gebiet im Sinne von mehreren Staaten umfasst, 

wie es zum Beispiel bei Vermögensverwaltern der Fall sein kann, ist die Vollmacht jeweils nach 

jenem Recht des Staates zu beurteilen in dem die Vertretungsmacht ausgeübt wurde.248 

Gleich wie nach dem schweizer Recht folgt das deutsche IPR dem Ort an dem der Schwerpunkt 

der Tätigkeiten des Vertreters lagen, im Falle, dass für ein und dasselbe Rechtsgeschäft über einen 

längeren Zeitraum, von verschiedenen Staaten aus Verhandlungen geführt wurden und im Sitzstaat 

des Dritten der Vertrag abgeschlossen wurde.249 

 

Korrekt wird in der deutschen Literatur der Umstand thematisiert, dass immer mehr neue  

Kommunikationstechnologien in der täglichen Praxis ihre Verwendung finden. Damit wird die 

                                                           
245 von Cammerer, RablsZ 1959, 210; Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 45. 
246 BGH v 3.2.2004 – XI ZR 125/03, NJW 2004, 1315 (1316) = IPRspr. 2004 Nr. 29; BayObLG v 5.11.1987 – Breg. 
3 Z 67/87, BayOblGZ 1987, 363 = NJW-RR 1988, 873 = IPRresp. 1987 NR. 14a; OLG Düsseldorf v. 23.9.2003 – 
23 U 218/02, IPRspr 2003 Nr. 25; OLG Hamm v 20.1.2004 – 21 U 102, NJOZ 2004, 1357 = IPRspr. 2004 Nr. 18; 
OLG München v. 10.12.2008 – 20 U 2798/08, IPRspr. 2008 Nr.13; OLG Düsseldorf v 26.2.2009 – 1-10 U 121/08, 
ZMR 2010, 27 = IPRspr. 2009 Nr 12; LG Köln v. 29.6.2000 – 7 O 304/98, IPRspr. 2000 Nr 16; LG Karlsruhe v. 
6.4.200 – O 4/98 KfH IV, RIW 2002, 153 (155); sowie die hL: von Bar, Internationales Privatrecht II (1991), Rz 
588; Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7.371. 
247 Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7.374; von Bar, Internationales Privatrecht II 
Rz 588f; Spellenberg in Münchner Kommentar6, vor Art 11 EGBGB Rz 131. 
248 BGH v. 5.2.2004 – IV ZR 204/57, WM 1958, 557 (559) = IPRspr. 1958 Nr 38; von Cammerer, RablsZ 1959, 
207; Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7.375. 
249OLG Köln v. 29.5.1967 – 1 U 79/66, IPRspr. 1966/67 Nr. 25; Reithmann/Martiny/Hausmann, Rz 7.375.  
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Nachvollziehbarkeit, von wo eine Willenserklärung abgeben wurde, immer schwieriger.250 Auf-

grund dieser immer schwieriger werdenden Erkennbarkeit des Gebrauchsorts durch den Dritten, 

wird der Vorteil der Anknüpfung am Ort der Niederlassung des Vertreters in Hinblick auf die 

Rechtssicherheit von Spellenberg als brauchbare Lösung beschrieben, um das Problem der Nach-

vollziehbarkeit schnell und pragmatisch in den Griff zu bekommen.251 

Im Regelungsentwurf des Deutschen Rats wurde der Gebrauchsort in Art 8 Abs 4 Satz 1 EGBGB-

DR vorgesehen.252 Der Gebrauchsort wurde bewusst bereits im Entwurf an letzter Stelle platziert, 

da gem der anerkannten Rechtsprechung253 alle anderen Anknüpfungsorte wie auch der Bestim-

mungsort – sofern dem Dritten bekannt - dem tatsächlichen Gebrauchsort vorgehen würden. Wenn 

auch der Gebrauchsort dem Dritten nicht erkennbar gewesen wäre, würde der Regelungsentwurf 

vorsehen, dass der gewöhnliche Aufenthalt oder Sitz des Geschäftsherrn zur Anwendung 

kommt.254 

Diese vorgeschlagene Regelung wurde vom deutschen Bundesministerium in ihrem Wesen mit 

kleinen Änderungen als Auffangtatbestand in Art 8 Abs 5 EGBGB vorgesehen255. Rademacher 

hat sich hierzu kritisch geäußert, da gerade in der heutigen Zeit – aufgrund der Verwendung von 

Mobiltelefonen und Internet – eine derartige Anknüpfung als Risiko einzustufen ist. Anzudenken 

wäre, dass anhand dieser Anknüpfung der Fall eintreten kann, dass bei Abschluss eines Geschäftes 

per Mobiltelefon während der Durchreise eines Landes, die Beurteilung der Vollmacht einer ent-

sprechend engen Auslegung folgen könnte.256  

 

Nicht der tatsächliche Gebrauchsort aber der gewöhnliche Gebrauchsort wird als Anknüpfungs-

punkt verwendet, sofern dieser dem Dritten bekannt ist und der Vertreter ein dauerhaft Bevoll-

mächtigter ist, der weder als Unternehmer noch als Arbeitnehmer für den Geschäftsherrn tätig 

ist.257 Dies entspricht im Wesentlichen einem Vertreter, welcher eine familiäre Beziehung zum 

Geschäftsherrn aufweist, wie zum Beispiel Geschwister oder ähnliche Verwandtschaftsgrade.258 

                                                           
250 Spellenberg in MünchKomm, vor Art 11 EGBGB Rz 131; Heinz, Das Vollmachtsstatut (2011) S 160 ff; von Bar, 
Internationales Privatrecht II Rz 589.  
251 Spellenberg in MünchKomm, vor Art 11 EGBGB Rz 131; Auch meiner Ansicht nach eine objektive Möglich-
keit, sofern der Gebrauchsort ermittelt werden kann.  
252 Regelungsvorschlag des Deutschen Rats von der Sitzung des 19. und 20.05.2016. 
253 Kropholler, Internationales Privatrecht6 S 306. 
254 von Hein, IPRax 2015, 580. 
255 Aufzählung der nicht zutreffenden Absätze 1 bis 4, Änderung des Wortes Vertreter in Bevollmächtigter, Einfü-
gung des Wortes „Einzelfall“; Änderung des Wortes „müssen“ auf „müssten“ in Satz 2; Änderung des Wortes Ver-
tretene in Vollmachtgeber. 
256 Rademacher, IPRax 2017, 62; Zu Recht merkt Rademacher aber an, dass dieser Fall sehr selten in der beschrie-
benen Relevanz auftreten wird.  
257 Art 8 Abs 4 EGBGB. 
258 Rademacher, IPRax 2017, 61. 
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Unter „dauerhafter“ Bevollmächtigung wird eine Vertretungsmacht des Vertreters über einen län-

geren Zeitraum verstanden, worunter auch unbefristete Vollmachten fallen.259  

Diese Regelung geht auf eine Entscheidung des BGH zurück, 260 welcher im Falle einer Vorsor-

gevollmacht bei Eheleuten auf den gewöhnlichen Aufenthaltsort abgestellt hat, wodurch der Deut-

sche Rat wie auch die Referenten des Bundesministeriums für diesen Fall eine Anknüpfung am 

gewöhnlichen Gebrauchsort in der Kollisionsnorm vorsahen. 261 

6.2.2.3. Verweisungsart des Gebrauchsortes:  

Gem der bisherigen deutschen Rechtslage war es unklar, ob es sich bei der Anknüpfung am Ge-

brauchsort um eine Sachnorm262- oder eine Gesamtverweisung handelte.263 Abhängig gemacht 

wurde dies von der Möglichkeit, ob bei einer Gesamtverweisung, jenes Geschäftsstatut des Staates 

des Gebrauchsortes auf die deutsche Rechtsordnung zurückverweist. Dies wäre aus Sicht der deut-

schen Judikatur nicht zielführend, da gerade eine Zurückverweisung durch die territoriale Anknüp-

fung des deutschen IPR vermieden werden sollte. Der Bundesgerichtshof für Zivilrechtssachen hat 

dazu, jede Verweisung auf ein in einem anderen Land geltendes Recht als zweckwidrig angesehen 

hat.264 Des Weiteren sprach dafür, dass eine Gesamtverweisung im kodifizierten Teil des deut-

schen EGBGB nicht mehr möglich ist265 und auch die deutsche Rechtsprechung bis jetzt noch 

keinen Fall so beurteilte, dass ausländisches IPR zu prüfen gewesen wäre266.  Ebenfalls, wird mE 

richtig argumentiert, dass gerade der VS maßgebend für das Vollmachtsstatut ist und dieser domi-

nieren sollte. Deswegen ist der Rechtssicherheit halber auf die an dem Ort geltenden Sachvor-

schriften zu verweisen.267 Zusammenfassend ist deshalb von einer Sachnormverweisung auszuge-

hen, da gerade bei einer Anknüpfung am Gebrauchsort eine Weiterverweisung an einen anderen 

Ort, durch ein ausländisches Gesetz, der Sinnhaftigkeit der Gebrauchsortanknüpfung selbst wider-

sprechen würde.268 Die neue Kollisionsnorm des Art 8 Abs 5 EGBGB klärt dies damit, dass expli-

zit auf die Sachvorschriften des Staates verwiesen wird.269 

 

                                                           
259 Referentenentwurf  abgedruckt in IPRax 2016, Heft 5 S II (Neueste Informationen); Rademacher, IPRax 2017, 
61. 
260 BGH, Urteil v 24.11.1989 – V ZR 240/88, NJW.RR 1990, 248, 250. 
261 Kritisch: Rademacher, IPRax 2017, 61. 
262 Kropholler, Internationales Privatrecht6 308 f.  
263 von Bar, Internationales Privatrecht II, Rz 589. 
264 BGHZ 43, S. 21, 26.  
265 von Bar, Internationales Privatrecht II, Rz 589. 
266 Reithmann/Martiny/Hausmann, Internationales Vertragsrecht8 Rz 7.385; von Bar, Internationales Privatrecht II, 
Rz 589; Kropholler, Internationales Privatrecht6 308.  
267 Kropholler, Internationales Privatrecht6 309. 
268 von Bar, Internationales Privatrecht II, Rz 589. 
269 Art 8 Abs 5 EGBGB.  
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Ähnlich wie beim Bestimmungsort herrscht im österreichischen Recht bezüglich der Art der Ver-

weisung keine Einigkeit in der Literatur. Verschraegen spricht sich für eine ausschließliche Sach-

normverweisung aus, in welcher Rück- und Weiterverweisungen nicht zu berücksichtigen sind. 

Die andere Meinung wird wiederum von Schwimann, Lurger und Melcher vertreten, welche die 

Anwendung des § 5 IPRG befürworten.270 § 5 IPRG gibt vor, dass bei Verweisung auf eine fremde 

Rechtsordnung auch deren Verweisungsnormen zu beachten sind. Wie oben bereits ausgeführt 

kann das Argument des § 5 IPRG dahingehend bestärkt werden, dass der Dritte sich nicht genug 

darauf verlassen könne, dass jenes Recht zur Anwendung kommt, in dem der Geschäftsherr wollte, 

dass das die Vertretungsmacht ausgeübt wird bzw jenes Staates in dem die Vertretungsmacht aus-

geübt wurde.271 Im Falle des Gebrauchsortes, ist es meiner Ansicht nach noch trivialer, dass es 

sich um eine Sachnormverweisung handeln muss sofern der Gebrauchsort für den Dritten erkenn-

bar bzw offenkundig ist und eine Weiter- oder Zurückverweisung aufgrund der Offenkundigkeit 

des Ortes einen Einschnitt in die Rechtssicherheit darstellen würde. Anders hingen stellt sich die 

Situation dar, wenn aufgrund von neuen Kommunikationslösungen der Gebrauchsort für den Drit-

ten nicht erkennbar ist und dadurch auch die Verkehrssicherheit sehr schwierig zu verwirklichen 

ist. Hier könnte die Gesamtverweisung einen gewissen Interessensausgleich bilden.   

6.2.2.4. Sitz, Niederlassung bzw gewöhnlicher Aufenthalt des Geschäftsherrn 

Das österreichische IPRG kennt keine Anknüpfung nach dem Ort des Sitzes des Geschäftsherrn 

für das Vollmachtsstatut. Anders hingegen das IPRG der Schweiz welches den Sitz des Geschäfts-

herrn expliziert kodifiziert hat.   

 

Im schweizer IPRG bestimmt Absatz 3 des Art 126 sIPRG den Umstand und die Beurteilung der 

Vollmacht nach dem Sitz des Geschäftsherrn. Art 126 Abs 3 sIPRG geht von einer unselbständigen 

Tätigkeit der Stellvertretung aus, bei der ein Arbeitsverhältnis zum Geschäftsherrn vorliegt und 

keine eigene Niederlassung des Vertreters benötigt wird.272 Als Beispiel kann hierfür der Hand-

lungsbevollmächtigte und der Handelsvertreter genannt werden. Nicht außer Acht gelassen wer-

den darf, dass der Geschäftsherr einen Sitz innehaben muss.273  Fehlt hingegen beim Geschäfts-

herrn, im Falle einer natürlichen Person die dauernde Geschäftstätigkeit, so ist gem Abs 2 der Ort 

des Handelns des Vertreters heranzuziehen.274 

 

                                                           
270 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 37; Schwimann, Internationales Privatrecht³ 63. 
271 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 37. 
272 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 47. 
273 Im Falle einer nP Geschäftssitz und einer jP eines Gesellschaftssitzes.  
274 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 47. 
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Zusammengefasst kann die Anwendung des Art 126 Abs 3 sIPRG also nur dann erfolgen, wenn 

der Vertreter sich mit dem Geschäftsherrn in einem Angestelltenverhältnis befindet275 und der 

Geschäftsherr bzw Arbeitgeber des Vertreters einen Sitz zur Ausübung einer dauernden Geschäfts-

tätigkeit innehaben muss.276 

 

Die deutsche Literatur hatte bis heute den Anknüpfungsort des Sitzes des Geschäftsherrn nur an-

satzweise beleuchtet.277 Gründe warum dies nicht der Fall war, lassen sich aus dem Aufsatz von 

Spickhoff, in dem die Möglichkeiten einer Kodifizierung der Stellvertretung im EBGBG beleuch-

tet werden, erörtern:  

Mit Sicherheit kann gesagt werden, dass der Ort des Sitzes des Geschäftsherrn jener ist, der einfach 

und schnellsten vom Vertreter erkannt werden kann. Für den Vertreter von Vorteil, da seine Rechte 

und Pflichten mit dem anwendbaren Recht dieses Ortes einhergehen würden und dementsprechend 

Rechtssicherheit gegeben ist. Der relevante Verkehrsschutz im Sinne einer Anwendung, eines dem 

Dritten bekannten Rechts, kann mit dieser Anknüpfung jedoch nur bedingt sichergestellt wer-

den.278  

Für den Dritten kann es schwieriger sein den Sitz des Geschäftsherrn zu lokalisieren, da unter 

Umständen, der Geschäftsherr eine Gesellschaft im Land des Dritten betreiben könnte, der Vertrag 

aber mit der Muttergesellschaft im Sitzland geschlossen wird. Daher kann der Verkehrsschutz nur 

bedingt gewährleistet werden.  

Weiters könnten höhere Kosten für die Rechtsermittlung damit begründet sein, dass der Dritte 

zwar einen Vertrag mit dem Geschäftsherrn eingeht, die Handlungen und das Inerscheinungtreten 

aber nur durch den Vertreter erfolgt.279  

Durch diese beiden Beispiele wären die kollisionsrechtlich relevanten Interessen, der drei Parteien 

im Stellvertretungsrecht unterschiedlich berücksichtigt und ein Missverhältnis würde daraus re-

sultieren. 

Der Geschäftsherr könnte hingegen ein großes Interesse an der Anwendung dieses Anknüpfungs-

merkmales haben, da durch Verwendung eines Vertreters, sein Geschäftskreis erweitert wird und 

die ihm bekannte Rechtsordnung für den erweiterten Geschäftskreis zugerechnet werden darf.280  

Sehr wohl sprechen sich Kegel und Schurig für eine Anknüpfung nach dem Sitz des Geschäfts-

herrn aus, da aus ihrer Sicht der Verkehrsschutz bei der Anknüpfung der Vollmacht aktuell zu weit 

                                                           
275 Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2  Rz 1020. 
276 Schlussbericht der Expertenkommission zum Gesetzesentwurf, Schweizer Studien zum internationalen Recht, 
Bd. 13, Zürich 1979, 229 ff. 
277 Ua Kegel/Schurig, Internationales Privatrecht8 (1999) 543 f. 
278 Spickhoff, RablesZ 2016, 510. 
279 Spickhoff, RablesZ 2016, 510; Heinz, Das Vollmachtsstatut 158.  
280 Spickhoff, RablesZ 2016, 510. 
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läufig ausgestaltet ist. Die Parteiinteressen des Geschäftsherrn, welcher eigentlich das größten In-

teresse haben sollte, wurden bei Anknüpfung am Gebrauchsort oder Wirkungsort wenig bis gar 

nicht berücksichtigt. Daher sollte dem Ort des gewöhnlichen Aufenthaltes des Geschäftsherrn 

mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden, so Kegel und Schurig.281  

 

Den Ausführungen der Literatur ist hinzuzufügen, dass der Sitz des Vertreters auch bereits im 

Referentenentwurf des Deutschen Rates als Anknüpfungspunkt berücksichtigt wurde. Darin 

wurde unter der Bedingung, dass der Vertreter in einem Arbeitsverhältnis zum Geschäftsherrn und 

keine eigene Niederlassung besitzen darf, der Ort der Niederlassung des Geschäftsherrn als maß-

geblich bestimmt. Diese Regelung ist an das schweizerische IPRG angelehnt und folgt Art 126 

Abs 3 sIPRG wie oben ausgeführt.282  

 

Gem des in Deutschland in Kraft getretenen Gesetzes283, ist die Anknüpfung auch weiterhin vor-

handen. Sofern kein anderer bzw besonderer Anknüpfungstatbestand erfüllt und auch der Ge-

brauchsort der Vollmacht für den Dritten nicht erkennbar ist, gilt der gewöhnliche Aufenthalt des 

Geschäftsherrn als maßgebendes Anknüpfungsmerkmal.284  

Dieses Merkmal wird sowohl in Art 8 Abs 3 EGBGB wie auch in Art 8 Abs 5 S 3 EGBGB ver-

wendet.  

Art 8 Abs 3 EGBGB erfordert annähernd dieselben Voraussetzungen wie im schweizer IPRG. 

Hierbei darf keine Rechtswahl getroffen werden, der Vertreter muss in einem Dienstverhältnis 

zum Geschäftsherrn stehen und der gewöhnliche Aufenthalt muss für den Dritten erkennbar sein.  

Art 8 Abs 5 EGBGB erfordert für die Anwendung, dass weder eine Rechtswahl getroffen wurde, 

noch dass der Vertreter in Ausübung seiner unternehmerischen Tätigkeit handelt oder Arbeitneh-

mer des Geschäftsherrn ist. Des Weiteren darf der gewöhnliche Aufenthalt des Vertreters dem 

Dritten nicht bekannt sein. Im Vergleich zum geltenden schweizer IPRG ist der wesentlichste Un-

terschied, dass im neuen deutschen Art 8 Abs 5 EGBGB  für die Anknüpfung am gewöhnlichen 

Aufenthalt des Geschäftsherrn keine Erkennbarkeit des Dritten gegeben sein darf.285 

Liegen diese Sachverhaltselemente vor, ist ebenfalls der Anknüpfungspunkt des gewöhnlichen 

Aufenthalts des Geschäftsherrn zu verwenden. Hierfür wird kein subjektives Element des Dritten 

gefordert bzw wird dies insofern ausgeschlossen, da in diesem Fall der gewöhnliche Aufenthalt 

                                                           
281 Kegel/Schurig, Internationales Privatrecht8 543. 
282 von Hein, IPRax 2015, 580. 
283 Art 8 Abs 5 S 3 EGBGB idgF. 
284 Rademacher, IPRax 2017, 59. 
285 Vgl Art 126 Abs 3 sIPRG idgF.  
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des Geschäftsherrn für den Dritten nicht erkennbar ist.286 Diese Art der Anknüpfung wurde zuvor 

in der Literatur von Bar thematisiert. Er argumentierte, dass eine Anknüpfung nach dem Sitz des 

Geschäftsherrn nur dann anzuwenden ist, wenn es sich um eine besondere Ausnahmesituation 

handelt, wie zum Beispiel ein Firmenvertreter eines deutschen Unternehmens telefoniert auf einer 

Geschäftsreise in Belgien mit einem französischen Kunden, der sich in Österreich befindet.287  

 

Die genaue Definition des gewöhnlichen Aufenthalts findet sich in Art 19 Abs 1 Rom-I VO wie-

der.288 Diese definiert, dass der gewöhnliche Aufenthalt von Gesellschaften, juristischen Personen 

und Vereinen mit der Hauptverwaltung bzw der vertragsbetreuenden Niederlassung gleich zu set-

zen ist. Im Falle, dass eine natürliche Person im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit handelt, ist 

die berufliche Niederlassung dieser Person maßgeblich.289 

6.2.2.5. Niederlassung des Vertreters  

Die Anknüpfung am Ort der Niederlassung des Vertreters ist eine weit verbreitete Anknüpfung 

und gilt als anerkanntes Kriterium.290 In der Geschäftswelt ist dieser Anknüpfungspunkt auch des-

halb bedeutsam, da gerade Vertreter vielerlei Aufgaben übernehmen, um Geschäfte anzubahnen 

und um diese schlussendlich auch zum Abschluss zu bringen.291   

 

Im österreichischen IPR lässt sich die Niederlassung des Vertreters aus dem Bestimmungsstaat 

gem § 49 Abs 2 S 1 öIPRG ableiten. Die Anknüpfung am Ort der Niederlassung des Vertreters ist 

dann anzuwenden, wenn ein berufsmäßiger Vertreter mit festem Geschäftssitz vom Geschäfts-

herrn bevollmächtigt wird. In diesen Fällen handelt es sich meist um Handelsreisende, Steuerbe-

rater oder Rechtsanwälte, welche in der Regel über einen festen Geschäftssitz verfügen. Im Zwei-

fel der Feststellbarkeit des Willens des Geschäftsherrn, wird der Geschäftssitz des Vertreters als 

Anknüpfungspunkt verwendet. Dies darf aber nur dann möglich sein, insoweit dieser Zweifel bzw 

die Zweifelsregel nicht begründet widerlegbar ist.292  

Ebenfalls lässt sich aus § 49 Abs 2 S 2 öIPRG der Ort der Niederlassung ableiten, in dem eigentlich 

der regelmäßige Tätigkeitsort als Anknüpfungspunkt genannt wird. Die trifft speziell für ständige 

                                                           
286 Ebenfalls bereits im Referentenentwurf vorgesehen: Art 8 Abs 4 S. 3 EGBGB-DR siehe Rademacher, IPRax 
2017, 59. 
287 von Bar, Internationales Privatrecht II Rz 592. 
288 Rom-I VO (EG) 593/2008, ABl 2008/177, 6. 
289 Schwarz, RabelsZ 2007, 747. 
290 Ua Argentinien, Frankreich, Niederlande, Portugal Art 11 I HStÜ; Bulgarien Art 62 I IPRG; China Art 71 II 1 
Modell-IPRG; Italien: Art 60 I 1 legge 31.5.1995, n 218; Rumänien: Art 95 I legea 105/92, Korea; Art 18 II 
Gukjesabeob; Angola: Art 39 III C.c; Mosambik; Art 39 III C.c; Liechtenstein Art 53 II IPRG; Belgien: Art 108 
CDIP.  
291 Schwarz, RabelsZ 2007, 747. 
292 Verschraegen in Rummel3, § 49 IPRG Rz 10. 
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Vertreter des Geschäftsherrn zu, iSv Prokuristen oder Handlungsbevollmächtigter, wo der Sitz der 

Niederlassung für diese Personen als regelmäßiger Tätigkeitsort definiert werden kann.  

Gleich wie für Satz 1 des § 49 Abs 2 öIPRG, ist am Ort der Niederlassung nur dann anzuknüpfen, 

wenn auch hier der Wille des Geschäftsherrn nicht ermittelt werden kann und eine Widerlegbarkeit 

dieses Zweifels ausgeschlossen ist.293  

 

Das schweizerische IPRG lässt klarer aus dem Wortlaut des Art 126 Abs 2 sIPRG hervorgehen, 

dass das Recht jenes Staates anzuwenden ist, in dem der Vertreter seine Niederlassung hat. Der 

schweizerische Gesetzgeber hat dies dementsprechend aus der Überlegung gewählt, dass der Ver-

treter normalerweise in jenem Land tätig wird, in dem er seine Niederlassung besitzt.294 Damit die 

Niederlassung des Vertreters als Anknüpfungspunkt für die Rechtswahl herangezogen wird, ist es 

erforderlich, dass die Niederlassung für den Dritten erkennbar ist, welches im Einzelfall geprüft 

werden muss. Als allgemeine Regel im schweizer Recht hat sich gefestigt, dass eine Niederlassung 

auf jeden Fall dann als erkennbar gilt, wenn eine Niederlassung in ein öffentlich zugängliches 

Register eingetragen wurde.295   

 

Als Niederlassung versteht der schweizerische Gesetzgeber eine Niederlassung gem  

Art 20 Abs 1 lit c sIPRG. Der gewöhnliche Aufenthalt einer nP entspricht demnach dem Ort, an 

dem sich der Mittelpunkt ihrer geschäftlichen Tätigkeit befindet.296   

Alternativ ist gem Art 126 Abs 3 sIPRG für die Niederlassung des Vertreters der Sitz des Ge-

schäftsherrn zu wählen, wenn der Vertreter keine eigene Niederlassung besitzt.297  

 

In Deutschland entsprach die Anknüpfung am Ort der Niederlassung des Vertreters der überwie-

genden Meinung in Lehre298 und Rechtsprechung299. Im Angesicht der Rechtssicherheit sowie der 

Anwendbarkeit und Praktikabilität, erwies sich dieses Merkmal für alle Parteien als leicht lokali-

sierbar. Des Weiteren kann hierzu angeführt werden, dass die Niederlassung des Vertreters auch 

                                                           
293 Verschraegen in Rummel3, § 49 IPRG Rz 10. 
294 von Cammerer, RablsZ 1959, 202.  
295 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 41. 
296 Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht vom 18.12.1987, SR 291 (Stand 01.04.2017). 
297 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 41. 
298Ua Looschelders, Internationales Privatrecht Anhang zu Art 12 Rz 9; von Bar, Internationales Privatrecht II 592; 
Junker, Internationales Privatrecht (1998) Rz 335. 
299 BGH 26.4.1990, NJW 1990, 3088; 29.11.1961, IPRspr 1960 Nr. 40=JF 1963, 167 (168); 9.12.1964, BGHZ 43, 
21 (26); OLG Frankfurt 8.7.1969, IPRspr 1968/69 Nr. 21 = AWD 1969, 415 (415); 17.4.1984, IPRspr. 1984 Nr. 24 
A = TranspR 1985, 139 (140); 11.7.1985, IPRspr. 1985 Nr 21 = IPRax 1986, 373 (375); LG Bielefeld 23.6.1989, 
IPRspr. 1989 Nr 32 = IPRax 1990, 315 (316). 
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zu einem Ausgleich der Interessen des Dritten und des Geschäftsherrn führt, da der Ort der Nie-

derlassung des Vertreters in gewissem Maß für beide gleich „schwer“ feststellbar ist. In der Praxis 

kann dies durch Visitenkarten, E-Mail Signaturen offensichtlich und schnell erkannt werden. Auch 

der Vertreter, für den Rechte und Pflichten auf Grundlage des anwendbaren Rechtes fußen, kann 

sich mit dieser Anknüpfung in Rechtssicherheit wiegen.  

 

Vor der Gültigkeit des neuen Art 8 EGBGB, wurde auf dieser Anknüpfung aufgebaut, wenn es 

sich um einen selbstständigen Vertreter handelt, dem seine Niederlassung als gewöhnlicher Tätig-

keitsort zugerechnet werden kann.300 Dies entsprach grundlegend der österreichischen und schwei-

zer Überlegung. In Deutschland ist die Zurechnung auch dann relevant gewesen, wenn der Ver-

treter gar nicht im Land seiner Niederlassung tätig wurde und der Dritte von der Niederlassung 

des Vertreters nichts wusste oder wissen konnte.301 Im Falle, dass der Vertreter gar keine Nieder-

lassung besaß oder die Erkennbarkeit für den Dritten ausgeschlossen war, ging das Recht des Ge-

brauchsortes vor.302 Anders als im österreichischen, jedoch gleich wie im schweizer Recht ist auch 

im deutschen Recht das Element des ständigen Vertreters nicht erforderlich gewesen.303  

 

Beim Entwurf zu einem neuen deutschen Vollmachtsstatut spielte auch die Anknüpfung der Nie-

derlassung des Vertreters eine wesentliche Rolle.304 So wurde bereits im Entwurf des Deutschen 

Rates bei Art 8 Abs 2 Satz 1 EGBGB-DR dieser Anknüpfungspunkt für den Vertreter, welcher im 

Rahmen seiner selbständigen beruflichen oder unternehmerischen Tätigkeit handelt und eine ei-

gene Niederlassung besitzt konzipiert. Dazu ist ebenfalls erforderlich, dass im Rahmen des Art 8 

Abs 1 EGBGB-DR keine Rechtswahl getroffen wurde. Das subjektive Element der Erkennbarkeit 

durch den Dritten, wurde im letzten Satz dieses Entwurfs verankert.305 

 

Der Anknüpfungsort der Niederlassung des Vertreters ist auch im aktuellen Art 8 Abs 2 EBGBG 

verblieben. Die Unterschiede zum Entwurf sind einerseits, dass die Regelung nun nicht mehr auf 

die Hauptniederlassung sondern auf den gewöhnlichen Aufenthalt gem Art 8 Abs 8 EGBGB iVm 

                                                           
300 Bar, Internationales Privatrecht II 591.  
301 Junker, Internationales Privatrecht Rz 355. 
302 Junker, Internationales Privatrecht Rz 355. 
303 Looschelders, Internationales Privatrecht Anhang zu Art 12 Rz 9. 
304 von Hein, IPRax 2015, 580.  
305 Regelungsvorschlag des Deutschen Rats von der Sitzung des 19. und 20.5.2016 abgedruckt in von Hein, IPRax 
2015, 580 oder abrufbar unter http://www.bmjv.de/shareddocs/gesetzgebungsverfahren/de/Internationales 
_privat_und_zivilverfahrens.html.recht.  
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Art 19 Rom-I VO abzielt und dass die Wortfolge „selbständige berufliche“ Tätigkeit aus der Re-

gelung entfernt wurde.306 Diese Entscheidung zur Verwerfung der Differenzierung zwischen 

„selbständig beruflich“ und unternehmerischer Tätigkeit des Vertreters, wurde auf Grundlage des 

§ 14 Abs 1 BGB307 getroffen. In dieser Norm wird der selbständig beruflich Tätige bereits vom 

Unternehmerbegriff umfasst.   

Diese Regelung fußt auf der hervorgegangenen Rechtsprechung.308 Das subjektive Element der 

Erkennbarkeit wurde beibehalten und erfordert diese im Zeitpunkt der Ausübung der Vollmacht.309 

6.3. Sonderanknüpfungen  

6.3.1. Vertretung ohne Vertretungsmacht (falsus procurator)  

Uneinigkeit herrscht in der einschlägigen Literatur, ob die Vertretung ohne Vollmacht vom An-

wendungsbereich des österreichischen § 49 öIPRG umfasst ist.310 Die Judikatur bejahte eine Sub-

sumtion unter § 49 Abs 3 öIPRG für die Vertretung ohne Vollmacht.311   

Besonders der Autor Schwind verdeutlicht aber, dass § 49 öIPRG – wie auch die Überschrift dieser 

Norm –  nur von der gewillkürten Stellvertretung spricht. Seiner Ansicht nach kann hier die Ver-

tretung ohne Vollmacht gar nicht von § 49 öIPRG umfasst sein, da der Geschäftsherr bei einer 

Vertretung ohne Vollmacht gar nicht wissen kann bzw wollte, dass eine Vollmacht erteilt wurde. 

Somit schlussfolgert Schwind, dass daher auch nicht von einer gewillkürten Stellvertretung die 

Rede sein kann. Vielmehr wäre dieser Umstand inhaltlich an die Anknüpfung der Geschäftsfüh-

rung ohne Auftrag anzugliedern, da nicht nur ein Nichtwissen des Geschäftsherrn vorliegt sondern 

erst gar keine existente gewillkürte Stellvertretung vorliegt. Gem Schwinds Ausführungen im Jahre 

1990 muss für die vollmachtlose Vertretung § 47 öIPRG312 iVm § 45 öIPRG313 angewendet wer-

den.314 Aus heutiger Sicht kann § 47 öIPRG aufgrund der Aufhebung dieser Kollisionsnorm nicht 

mehr angewendet werden. An die Stelle des § 47 öIPRG tritt seit dem Jahre 2009 die Rom-II 

Verordnung mit dem Art 10 und Art 11.315 Wie Schwind in seiner Ausführung richtig erkannte 

und auch die Judikatur dem Gedankengang folgt, können bei einem vollmachtlosen Handeln die 

                                                           
306 Hein, IPRax 2015, 580. 
307 Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I 
S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2787) geändert worden ist. 
308 BGHm Urteil v 26.4.1990 – VII ZR 218/89; Schwarz, RabelsZ 2007, 747 ff; Rademacher, IPRrax 2017, 60. 
309 von Hein, IPRax 2015, 580. 
310 Schwimann, Internationales Privatrecht³  63; Verschraegen, Internationales Privatrecht; anders Schwind, IPR Rz 
 463 Pkt 5. 
311 OGH 30.9.1987, 9 Ob A 45/87. 
312 §47 IPRG BGBl. 1978/304. 
313 §45 IPRG BGBl. 1978/304.  
314 Schwind, IPR Rz 463. 
315 ErläutRV 322 BlgNR 24 GP 4; Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 2/34. 
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Abs 1 und 2 des § 49 öIPRG nicht angewendet werden, da die Vollmacht gar nicht bestanden hat.  

Weder ist eine Anwendung des Abs 1 möglich, da der Geschäftsherr kein Recht bestimmen konnte 

welches dem Dritten erkannt werden könnte. Noch kann Abs 2 angewendet werden, da dem Willen 

des Geschäftsherrn erst gar kein Bestimmungsort entnommen werden kann, wenn dieser nicht mal 

wollte, dass der Vertreter  tätig wird. Dem folgend kann nur Abs 3 angewendet werden. Hier würde 

man zu dem Ergebnis kommen dass jenes Recht des Staates angewendet werden soll, in dem der 

Vertreter ohne Vollmacht tätig geworden ist.316 Anders wäre dies aber wenn man Schwind folgt 

und nun Art 11 Rom-II VO anzuwenden hätte. Hierbei kann gem Art 11 Abs 1 Rom-II VO jenes 

Recht herangezogen werden, welches für ein zwischen den Parteien bestehendes Rechtsverhältnis 

mit enger Verbindung zur Geschäftsführung maßgeblich ist. Solche bestehenden Rechtsverhält-

nisse können nicht nur vertragliche sondern auch deliktische Rechtsverhältnisse umfassen. Sollte 

die Wortfolge „bestehende Rechtsverhältnisse“ weit ausgelegt werden, könnte auch ein mit der 

Geschäftsführung zugleich entstandenes Rechtsverhältnis als bestehend gelten und jenes Recht zur 

Anwendung kommen, welches diesem Rechtsverhältnis unterliegt.317 Beim Nichtvorliegen eines 

solchen Rechtsverhältnisses, wird der gemeinsame gewöhnliche Aufenthaltsstaat von Vertreter 

und Dritten zur Bestimmung des anzuwendenden Rechts herangezogen gem Art 11 Abs 2 ROM-

II VO. Als Zeitpunkt wird in der Verordnung der Eintritt des schadensbegründenden Ereignisses 

genannt. In der Literatur wird hier der Zeitpunkt der Geschäftsführung konkretisiert und spricht 

von jenem Zeitpunkt, im dem das Verhalten gesetzt wird, welches die Geschäftsführung ohne 

Auftrag auslöst.318 Sollte gem Art 11 Abs 1 und 2 Rom-II VO kein anzuwendendes Recht ermittelt 

werden können, ist gem Art 11 Abs 3 Rom-II VO das Recht jenes Staates anzuwenden, in dem die 

Geschäftsführung erfolgt ist. Ob hier der Ort der Handlung oder des Erfolgseintritts heranzuziehen 

ist, ist in der Literatur strittig.319 Als Lösungsvorschlag zu dieser Problematik wurde die Berück-

sichtigung relevanter Parteiinteressen bzw die Schnittmenge der Erwartungen der Parteien konzi-

piert.320 Erfolgt eine sukzessive Geschäftsführung an mehreren Orten, welche unterschiedliche 

Rechtsordnungen aufweisen, ist nach hM jener Ort für die Bestimmung maßgebend, an dem die 

                                                           
316 Schwind, IPR Rz 463. 
317 Jakob/Picht in Rauscher4 Rom-II VO Art 11 Rz 16 ff. 
318 Jakob/Picht in Rauscher4 Rom-II VO Art 11 Rz 20. 
319 Für den Handlungsort: Nehne, Die Internationale Geschäftsführung ohne Auftrag nach der Rom II-Verordnung – 
Anknüpfungsgegenstand und Anknüpfungspunkte, IPRax 2012, 136 (140); Neumart in KBB4 ROM II-VO Art 11 
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Geschäftsführung begonnen wurde.321 Subsidiär kann auch der Ort herangezogen werden an wel-

chem der Schwerpunkt der Geschäftsführung liegt.322 Wichtig hierbei ist zu erwähnen, dass eine 

eigene bzw getrennte Anknüpfung für die einzelnen Handlungen iSd Rechtseinheitlichkeit abzu-

lehnen ist.323 

Ferner kann durch Art 11 Abs 4 Rom-II VO eine Ausweichklausel angewendet werden, sofern 

durch die Abs 1, 2 und 3 kein Ergebnis erzielt werden konnte und eine offensichtlich enge Ver-

bindung zu einem Staat vorliegt.  

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die österreichische Judikatur in Fällen der Vertretung 

ohne Vertretungsmacht bereits seit 1987 die Anwendung des § 49 Abs 3 öIPRG vorsieht und diese 

unter die gewillkürte Stellvertretung subsummiert.324 Durchaus zutreffend, erscheint auch der Ge-

dankengang von Schwind, der aufgrund der fehlenden Vollmacht die Anwendung des Vollmachts-

statutes auf keinem Fall bejahen würde. Meines Erachtens sind beide Lösungen nachvollziehbar. 

Für § 49 öIPRG spricht, dass gerade die vollmachtlose Stellvertretung für einen Dritten –welcher 

geschützt werden sollten - den Schein birgt, dass er in einer Situation ist, in dem eine Vertretung 

vorliegt, auch wenn der „Vertreter“ keinerlei Vertretungsmacht besitzt und unberechtigt handelt. 

Weiters ist auch die Ermittlung des Ortes bzw des anzuwendenden Rechts in gewisser Weise vor-

hersehbar sofern dies unter § 49 öIPRG subsumiert wird. Anders wäre dies bei Anwendung des 

Art 11 Rom-II VO, da hier die Gefahr bzw die Möglichkeit einer Anwendung eines anderen Rechts 

als jenes des Tätigkeitsstaates sehr hoch einzuschätzen ist. Berücksichtig sollte aber auch werden, 

dass trotz der gegenständlichen Meinung von Schwind, es unbestritten ist, dass die nachträgliche 

Genehmigung einer vollmachtlosen Vertretungshandlung Anwendung auf den § 49 öIPRG fin-

det.325 

 

Keinen Zweifel, ob das Vollmachtsstatut angewendet werden sollte oder nicht, lässt das schwei-

zerische IPRG offen. Hier wird das Verhältnis zwischen Vertreter ohne Vertretungsmacht und 

dem Dritten in Art 126 Abs 4 sIPRG kodifiziert. In Abs 4 wird darauf verwiesen, dass das an-

wendbare Recht zu diesem Sachverhalt nach Abs 2 zu bestimmen ist. Demgemäß verweist die 

Anknüpfung auf das anzuwendende Recht in dessen Land der vollmachtlose Vertreter seine Nie-

derlassung hat. Ist keine Niederlassung vorhanden, ist die Anknüpfung nach jenem Ort vorzuneh-

men, in dem der vollmachtlose Vertreter hauptsächlich handelt. 

                                                           
321 LG München I, 18.4.2013, 10 O 6084/12, IPRax 2014, 438. 
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323 Lurger/Melcher, Handbuch Internationales Privatrecht Rz 5/105. 
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Geregelt werden aber nur jene Fragen, welche einen stellvertretungsrechtlichen Charakter haben.  

Dies entspricht nur der Frage, ob und wie der falsus procurator gegenüber dem Dritten haftet.326 

Alle weiteren Fragen, wie zum Beispiel, ob ein vertretungsfeindliches und dadurch nichtiges Ge-

schäft geheilt werden kann, welche Folgen eines Widerrufs der Genehmigung hat oder eine vorab 

Nichtgenehmigung  sind, richten sich demnach direkt nach dem Art 126 Abs 2 sIPRG.327  

Diese Vorgehensweise lehnt sich an das Haager Stellvertretungsübereinkommen an, welches mit-

tels Art 15 ebenfalls auf das Statut der Vertretungsmacht verweist und dadurch eine harmonisierte 

Beurteilung durch Heranziehen desselben Rechts für Fragen des Scheinvertreters und jenes der 

Vertretung ohne Vollmacht gewährleistet.328  

 

In Deutschland wurde gem der Rechtsprechung vor der Einführung des Art 8 EGBGB, jener Ort 

als Anknüpfungsort für den falsus procurator bestimmt, an dem der Rechtsschein entstanden ist 

und sich ausgewirkt hat.329 Dies entspricht dem Gebrauchsort. Auch die neue Kollisionsnorm Art 

8 EGBGB sieht keine Regelung für den falsus procurator vor. Ob der Fall des falsus procurator 

wie oben beschrieben unter den Art 11 Rom-II VO subsumiert werden darf ist weiterhin offen.330 

Zieht man den damaligen Entwurf des Art 7 Abs 4 Rom I VO heran, stellt man fest, dass hierin 

vorgesehen wurde, dass die Haftung des falsus procurator vom Vollmachtsstatut umfasst sein 

sollte.331 Neben dieser historischen Auslegung sprechen ebenfalls der Verkehrsschutz sowie Ver-

meidung von Abgrenzungsproblemen für eine einheitliche Anknüpfung durch das Vollmachts-

staut.332 Dass der falsus procurator nicht im geltenden Art 8 EGBGB verankert wurde, ist wohl 

den Ausführungen von Spickhoff zuzuschreiben, welcher empfahl, diese Probleme nicht durch eine 

nationale Kollisionsnorm zu erschweren, sondern den Anwendungsvorrang der Rom-I und Rom-

II VO unbeeinflusst zu lassen.333 

6.3.2. Grundstücke  

Die Anknüpfung für Fragen der Vollmacht für Grundstücksverfügungen ist laut österreichischer 

Literatur strittig. Genauer beschrieben handelt es sich um die Frage, ob eine Vollmacht zur Ver-

fügung über Grundstücke oder Immobiliarsachrechte wirksam erteilt werden kann und ob die Voll-

macht für dieses bestimmte Geschäft weit genug reicht. Schwimann sieht keine Subsumtion von 

                                                           
326 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 52. 
327 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 52. 
328 Kropholler, Internationales Privatrecht 308.   
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Grundstücksverfügungen unter § 49 öIPRG.  Dieser Meinung folgend, ist die Anwendung jenes 

Rechts maßgebend, in dessen Staat die Liegenschaft liegt.334 Schwind ist aufgrund seiner These, 

dass durch die systematische Stellung im Schuldrecht des § 49 öIPRG, die Anwendung auf dieses 

begrenzt ist. Innerhalb des Schuldrechts sollte aber eine uneingeschränkte Anwendung für diese 

Norm bestehen. Aus diesem Grund soll auch das anzuwendende Recht im Falle einer Vertretung 

bei Grundstücksverfügungen nach § 49 öIPRG bestimmt werden, da es für eine getrennte Anknüp-

fung nach dem Ort der Liegenschaft keinerlei gesetzliche Grundlagen gibt.335 Anderer Meinung 

ist hingegen Verschraegen, welche in ihrem Kommentar zum § 49 öIPRG aufzeigt, dass die Be-

urteilung nach dem Recht des Lageorts der Liegenschaft gem der lex rei sitae vorzunehmen ist.336  

 

Auch in der deutschen Lehre wurde vor Einführung des Art 8 EGBGB die Vollmacht zur Grund-

stücksverfügung gem der lex rei sitae - Recht des Ortes an dem sich die Sache befindet - ange-

knüpft.337  

Auch der Entwurf des Deutschen Rates folgte dieser Meinung und determinierte dies in Art 8 Abs 

5 EGBGB.338 Im beschlossenen Gesetzt fand sich die Norm zur Anknüpfung der Stellvertretung 

bei Verfügungen über Grundstücke in Art 8 Abs 6 EGBGB wieder. Diese Norm ordnet die An-

wendung des Art 43 Abs 1 EGBGB und des Art 46 EGBGB an. Der Art 43 Abs 1 EGBGB stellt 

iVm dem Art 46 EGBGB die engere Verbindung einer Sache zu einem Staat sicher und somit auch 

die die lex rei sitae. 

Dadurch soll das Vertretungsstatut und das Sachstatut parallel verlaufen und eine harmonisierte 

Beurteilung über Immobilienverfügungen garantieren. Da Immobilienverfügungen in der Norm 

explizit genannt werden, könnte darauf geschlossen werden, dass andere Verfügungsgeschäfte von 

Art 8 Abs 1 bis 5 umfasst sein könnten. 339 Aufschluss darüber wird aber erst die Judikatur zu 

dieser Norm bringen. 

 

Auch in der Schweiz erfolgt die Anknüpfung der Vertretungsmacht zur Vornahme von dinglichen 

Verfügungen über Grundstücke und Immobilien am Lageort des Grundstückes, womit auch hier-

bei die lex rei sitae Anwendung findet.340 

 

                                                           
334 Schwimann, Internationales Privatrecht3 92.  
335 Schwind, IPRG Rz 463. 
336 Verschraegen in Rummel3 § 49 IPRG Rz 6. 
337 Kegel/Schurig, Internationales Privatrecht8 544.  
338 Von Hein, IPRax 2015, 580. 
339 Rademacher, IPRax 2017, 57.  
340 Keller/Girsberger, Züricher Kommentar zum IPRG2 Art 126 Rn 6. 
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Diese beiden Staaten (Deutschland und Schweiz) könnten immer mehr Aufschluss über die Strit-

tigkeit in Österreich ermöglichen. Grund für diese Art der Anknüpfung könnte teilweise ein prak-

tischer sein. Grundstücke werden in den meisten Staaten in einem Registersystem geführt, welches 

wesentliche Informationen wiedergibt. Typisch für ein solches Registersystem sind Eintragungs-

verfahren, welche nur von einer zentralen Stelle erledigt werden dürfen, um somit Rechtssicherheit 

im Grundstücksverkehr zu ermöglichen. Sollte nun eine Verfügung eines Grundstückes durch Ver-

tretung erfolgen und diese Vertretung unterliegt einem ausländischen Recht, würde nicht nur die 

Eintragungsstelle bei der Prüfung der Verfügung mehr Zeit und Aufwand benötigen, auch wäre 

die Verfügung per se nach einem dort geltenden IPR zu beurteilen. Hierbei bietet die lex rei sitea 

nicht nur Rechtssicherheit für alle Parteien, sondern sie vereinfacht im Wesentlichen den Grund-

stücksverkehr und hält Prüfungskosten durch die zentrale Stelle bei Eintragung niedrig.  

 

Grundsätzlich sollte von der lex rei sitae nicht durch Rechtswahl abgegangen werden können.341 

Dies sieht auch die neue Kodifizierung des Art 8 Abs 5 EGBGB vor, da hierbei keine Rechtswahl, 

durch Fehlen des Verweises auf Abs 1 möglich ist. 

6.3.3. Vollmachten für Börse- und Auktionsgeschäfte 

Anders als nach dem deutschen EGBGB nimmt das österreichische IPRG innerhalb des Voll-

machtsstatuts nur die Vollmacht des Kapitäns, für den das Recht der Flagge gilt, und die oben 

beschriebene Vollmacht für Grundstücke aus. Dahingehend, werden Vollmachten für Börse und 

Auktionsgeschäfte nach dem grundlegenden Vollmachtsstatut beurteilt.342 Auch in der Schweiz 

ist keine Sonderanknüpfung bzw Ausnahme für diese Geschäfte vorgesehen.343 

 

Der Regelungsvorschlag des Deutschen Rates hatte im Jahre 2015 keine gesonderte Anknüpfung 

der Vollmachten für Börse- und Auktionsgeschäfte vorgesehen. Diese wären grundsätzlich vom 

Vollmachtsstatut umfasst gewesen.344 

Nach dem nun geltenden Art 8 Abs 7 EGBGB gibt die Norm darüber Aufschluss, dass bei Bör-

sengeschäften und Versteigerungen die Abwicklung eines Geschäftes durch einen Vertreter nicht 

vom Vollmachtsstatut des Art 8 EGBGB umfasst ist.345 

Als Börse wird hierbei nicht nur eine Börse nach dem Börsengesetz angesehen, sondern dieser 

Begriff ist weit auszulegen. Art 8 Abs 7 EGBGB verweist nicht nur auf keine andere Norm sondern 

                                                           
341 Schwarz, RabelsZ 2007, 772. 
342 Verschraegen in Rummel3, § 49 IPRG Rz 6.  
343 Vischer/Huber/Oser, Internationales Vertragsrecht2  Rz 1022. 
344 Vgl. von Hein, IPRax 2015, 578 ff.  
345 Rademacher, IPRax 2017, 57. 
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nimmt diese Geschäfte „einfach“ aus dem Anwendungsbereich des Vollmachtsstatuts aus. Es 

könnte angedacht werden, dass die Ausnahme aus dem Vollmachtsstatut daher rührt um die 

Rechtswahl für diese Geschäfte auszuschließen. Durch diese Ausnahme kommt hinzu, dass eine 

generelle Anknüpfung am jeweiligen Geschäftsort nicht mehr unterstellt werden kann. 346  

Wie die Anknüpfung für diese Geschäfte erfolgt, muss wohl noch in der Judikatur beantwortet 

werden. Eine eigene Anknüpfung zu diesen Geschäften findet sich nur im rumänischen und liech-

tensteinischen Recht wider. Das Haager Übereinkommen knüpft solche Geschäfte am Ort der 

Börse bzw der Auktion an, da der Handelsverkehr auf Börsen sich auf das ansässige Recht verlasse 

und man verschiedene Rechtsordnungen nicht im Handelsverkehr der Börse vorfinden wollte, aus 

Angst, dass diese den Geschäftsverkehr stören könnte.347 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
346 Rademacher, IPRax 2017, 57. 
347 Schwarz, RabelsZ 2007, 769. 
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 7. Schlussbetrachtung  

Durch diesen Rechtsvergleich des Stellvertretungsstatuts wird deutlich, dass die Unterschiede zwi-

schen den geografisch doch sehr naheliegenden Jurisdiktionen, größer sind als unter Umständen 

vorab angenommen. 

 

Bereits die Rechtswahl durch den Geschäftsherrn ist nicht in allen drei untersuchten Ländern mög-

lich. Obgleich die Meinung der Rechtswahlautonomie im europäischen Raum große Anerkennung 

genießt, zeigt die Untersuchung des Art 126 sIPRG klar, dass nach schweizer Recht keine alleinige 

Rechtswahl durch den Geschäftsherrn möglich ist. Im Gegensatz zu Deutschland und Österreich, 

ist eine Rechtswahl durch den Geschäftsherrn in der Schweiz nur dann möglich, wenn der Dritte  

dieser zugestimmt hat.  

 

Der Bestimmungsstaat, also jener Anknüpfungspunkt welcher aus dem Willen des Geschäftsherrn 

abgeleitet wird, ist per se nur in Österreich zu finden. Hierbei wird jener Staat als Anknüpfungs-

punkt zur Beurteilung des anwendbaren Rechts herangezogen, in welchem angenommen wird, 

dass der Geschäftsherr wollte, dass der Vertreter tätig wird. Eine ähnliche Konstellation ist zwar 

auch im neuen deutschen Art 8 EGBGB zu finden, jedoch mit dem Unterschied, dass dieser nur 

dann anzuwenden ist, wenn der Vertreter in einem anderen als dem vorgesehenen Staat tätig wird 

und der Dritte von dieser Beschränkung wusste. Die Schweiz bzw das schweizer IPRG kennt den 

Bestimmungsstaat in dieser Form nicht. Interessant zu erwähnen ist aber, dass das liechtensteiner 

IPRG diesen Anknüpfungspunkt kennt, obwohl dieses sehr nahe am schweizer Recht angelehnt 

ist.  

  

Anders hingegen sind die Unterschiede im Falle des Anknüpfungspunktes des Gebrauchsortes zu 

beurteilen. Sowohl Österreich, Deutschland wie auch die Schweiz verwenden diesen Anknüp-

fungspunkt zur Beurteilung von Stellvertretungs-Sachverhalten. Der Gebrauchsort, also jener Ort 

an dem von der Vertretungsmacht durch den Vertreter Gebrauch gemacht wird, kristallisierte sich 

in allen drei Rechtsordnungen als die Generalklausel heraus. Obwohl dieser Anknüpfungspunkt in 

der Literatur, aufgrund der Schwierigkeiten bei der Lokalisierung – durch die Verwendung neuer 

Kommunikationstechnologien - kritisiert wird, ist dieser Anknüpfungspunkt doch ein sehr logi-

scher, aber vor allem ein für die Verkehrssicherheit wichtiger Anknüpfungspunkt. Denn ungeach-

tet von möglichen Problemen bei der Lokalisierung des Gebrauchsortes, gibt dieser allen Beteilig-

ten die Sicherheit, dass jenes Recht anzuwenden ist, in dem der Vertreter die ihm erteilte Vertre-

tungsmacht ausübt. Wichtig und unerlässlich ist in dieser Thematik darauf hinzuweisen, dass die 
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Anwendung zwar in allen drei Rechtsordnungen anerkannt ist, jedoch die Voraussetzungen zur 

Anwendung dieses Anknüpfungspunktes sich wesentlich in allen drei Staaten unterscheiden.  

 

Den Sitz des Geschäftsherrn oder jenen des Vertreters als Anknüpfungspunkte heranzuziehen, ist 

in Österreich grundsätzlich nicht üblich. Anders hingegen in Deutschland und der Schweiz. Diese 

beiden Rechtsordnungen kodifizierten beide Möglichkeiten in deren IPRs. So wird der Anknüp-

fungsunkt des gewöhnlichen Aufenthaltsortes des Vertreters nach dem schweizer IPR an keine 

bestimmten Voraussetzungen, mit Ausnahme der Erkennbarkeit für den Dritten, geknüpft. Nach 

dem deutschen EGBGB ist eine Anknüpfung am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Vertreters hin-

gegen nur dann möglich, wenn der Vertreter im Rahmen seiner unternehmerischen Tätigkeiten 

handelt. Das österreichische IPRG kennt hingegen den Anknüpfungspunkt des Sitzes des Vertre-

ters per se nicht. Dieser Anknüpfungspunkt ist nur ableitbar aus § 49 Abs 2 S2 öIPRG zu entneh-

men (zum Beispiel bei Rechtsanwälten, Steuerberatern welche nur in einem bestimmten Staat han-

deln) wenn der erkennbare Wille des Geschäftsherrn deutlich macht, dass der Vertreter nur in 

seinem Sitzstaat tätig werden sollte.  

Anders hingegen stellt sich der Vergleich des Anknüpfungspunktes des Sitzes des Geschäftsherrn 

dar, welche in Österreich nicht als Anknüpfungspunkt zur Beurteilung der Stellvertretung nach 

dem geltenden IPR herangezogen werden kann. Deutschland wie auch die Schweiz wenden diesen 

Anknüpfungspunkt dann an, wenn der Vertreter als Arbeitnehmer bzw in einem Arbeitsverhältnis 

zum Geschäftsherrn steht. Diese beiden Rechtsordnungen scheinen zwar bei der Anwendung des 

Sitzes des Geschäftsherrn sehr ähnlich, nichtsdestoweniger muss aber nach dem deutschen EG-

BGB der Sitz bzw der gewöhnliche Aufenthalt des Geschäftsherrn für den Dritten erkennbar sein.  

 

Besonders interessant für die Anwendung des österreichischen IPRG, ist die Handhabung der Ver-

weisung in den beiden anderen untersuchten Rechtsordnungen. In der österreichischen Literatur 

ist es umstritten welcher Verweisungsart die verschiedenen Anknüpfungspunkte unterliegen. So 

gehen die Meinungen bei dieser Frage derart weit auseinander, dass eine klare Aussage darüber, 

ob eine Sachnormverweisung oder eine Gesamtverweisung vorzunehmen ist, anhand der vorlie-

genden Literatur und Rechtsprechungen, nicht möglich ist. Als Anhaltspunkt können aber die Vor-

gehensweisen der deutschen und schweizer Rechtsprechung herangezogen werden, welche sich 

klar für eine Sachnormverweisung aussprechen.   
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Zusammenfassend sind die drei Rechtsordnungen auf diesem Gebiet sehr unterschiedlich, mit 

punktuellen Ähnlichkeiten. Das österreichische und das schweizer IPRG kodifizierte das Stellver-

tretungsstatut in den frühen 1970er und 1980er Jahren bloß in sehr allgemeiner Form.  

Wie wichtig das Thema der Stellvertretung in den letzten Jahren geworden ist, zeigt der Umfang, 

die Granularität und die Regelungstiefe des neuen Art 8 EGBGB, welcher nur wenige Anwen-

dungsbereiche zur Beurteilung durch die deutschen Gerichte bzw durch deren Rechtsfortbildung 

offenlässt.  

 

Die Unterschiede zwischen den drei Rechtsordnungen zeigt, dass die Beurteilung eines einzigen 

Sachverhaltes, anhand aller drei IPRs, in verschiedenen Anknüpfungspunkte resultieren könnte. 

Hierbei würde besonders der Geschäftsherr dem Risiko unterliegen, dass durch die unterschiedli-

che Beurteilung, ein für ihn wichtiges Geschäfts, welches durch seinen Vertreter geschlossen 

wurde, aufgrund der Beurteilung der Vollmacht durch ein fremdes Recht, und der dadurch resul-

tierenden fehlenden Vertretungsmacht, nicht zustande gekommen sein könnte. Meines Erachtens 

nach ist es dadurch besonders wichtig, bei Auslandsgeschäften unter der Verwendung von Vertre-

tern, das anwendbare Recht mit allem Beteiligen im Vorhinein unmissverständlich abzustimmen, 

um die dadurch für alle Beteiligten unbekannten Risiken zu begrenzen.  
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8. Abstract (English) 

 
This thesis scientifically analysis the topic “Law of agency” within the private international law. 

 

At the very beginning, the chapter “Einführung in die Grundlagen des Stellvertretungsrechts” and 

its explanations of the law of agency on the basis of the Austrian ABGB paves the way for all 

readers to fundamentally understand the problems and the complexity of the law of agency.  

Moreover, this thesis provides a further brief introduction into the general private international law 

to recognize the connections between the law of agency and the private international law.  

 

In accordance with the title of this thesis, the main part of this paper reflects the legal comparison 

between the Austrian, the Swiss and the German private international law. Owing to the fact that 

all of these countries are geographically located very close to each other and all of these countries 

have intereconomic connections, it should be obvious that especially the conflict of law within 

these countries has to be very similar.   

 

The analysis of the three jurisdictions has shown that distinctions are even bigger then assumed 

before. Distinctions in the field of agency can result in major consequences for the principal, the 

agent as well as for the third party, if the points of reference lead to a jurisdiction that is harmful 

for the power of attorney per se.  

 

To point out the historical movement in this legal area, this thesis analyses the Austrian and Swiss 

law of agency within the private international law that has came into force in the early 1970s and 

1980s as well as the old and the new German private international law that has been effective 

recently in 2017.  

 

Hence, this thesis presents a detailed legal comparison with the Austrian, Swiss and German law 

of agency within the legal area of private international law on the one hand and documents the 

historically important changes in the German private international law on the other hand.  

 

 

Kevin C. Pletz  

Wien, Graz & Bad St. Leonhard, Österreich 

May, 2018  
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9. Abstract (Deutsch) 

 
Diese Masterarbeit ist eine rechtswissenschaftliche Analyse des Stellvertretungsstatus im Interna-

tionalen Privatrecht.  
 

Das erste Kapitel, stellt den Themenblock Stellvertretung in ihren Grundzügen nach dem österrei-

chischen AGBG dar, und soll den Leserinnen und Lesern helfen eine fundierte Wissensbasis für 

die detaillierten weiteren Kapitel aufzubauen, um die dort beschriebenen Kernprobleme grundle-

gend zu verstehen. Des Weiteren bietet diese Arbeit eine kurze Einführung in die generelle Funk-

tionsweise des Internationalen Privatrechts um ebenfalls auch Verknüpfungen zwischen den nati-

onalen Stellvertretungsrechten und dem Internationen Privatrecht erkennen zu können.  

 

Dem Titel dieser Thesis folgend, reflektiert der Hauptteil dieser Arbeit den Rechtsvergleich des 

Stellvertretungsstatus im Internationalen Privatrecht der Rechtsordnungen Österreich, Deutsch-

land und der Schweiz. Gerade aus dem Grund, dass diese Länder geographisch eng beieinander 

liegen und auch starke wirtschaftliche Vernetzungen vorweisen, könnte davon ausgegangen wer-

den, dass auch das Internationales Privatrecht in diesen Ländern sehr ähnlich ausgeprägt ist.  

 

Der analytische Rechtsvergleich dieser drei Jurisdiktionen hat gezeigt, dass die Unterschiede der 

einzelnen Internationalen Privatrechte größer sind, als vorab angenommen. Gerade diese Unter-

schiede sind in Hinblick auf die Folgen von großer Bedeutung. Da verschiedene Anknüpfungs-

punkte in unterschiedlichen Rechtordnungen, zur Anwendung verschiedener Jurisdiktionen füh-

ren, in welchen die Beurteilung der Stellvertretung große Auswirkungen auf die Gültigkeit des 

geschlossenen Geschäfts haben könnte. 

 

Um auch die historische Entwicklung dieses Rechtsgebiets zu untersuchen, beinhaltet diese Arbeit 

eine Analyse des Österreichischen und des Schweizer Stellvertretungsstatuts, welche bereits in 

den frühen 1970er und 1980er Jahre in Kraft getreten sind. Besonders wird die Entwicklung des 

deutschen Stellvertretungsstatuts beleuchtet, welches erst 2017 in Kraft getreten ist. Hiermit soll 

sichergestellt werden, dass diese Arbeit auch den wichtigsten historischen Schritt der deutschen 

Rechtsordnung auf diesem Gebiet dokumentiert.  

Kevin C. Pletz  

Wien, Graz & Bad St. Leonhard, Österreich 

Mai, 2018  
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